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1. Planungsanlass und Ziele 

Der Bereich der 112. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) liegt in einem 
Bereich der durch verbindliche Bauleitplanung erfasst wird. Derzeit liegt er im 
Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 157 und ist dort seit der 6. Änderung, die 
am 14.03.2011 rechtskräftig wurde, als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweck-
bestimmung „Baumarkt“ mit einer maximalen Verkaufsfläche von 8.650 m² fest-
gesetzt. Der Bebauungsplan wurde durch das Verwaltungsgericht in Gelsenkirchen 
in erster Instanz für unwirksam erklärt. Vor diesem Hintergrund wird aktuell der 
Bebauungsplan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ als ersetzender Bebauungsplan aufge-
stellt. Mit dem Bebauungsplan Nr. 248 ist beabsichtigt, für den mit 8.650 m² Ver-
kaufsfläche deutlich großflächigen Bau- und Gartenmarkt wie bisher ein Sonstiges 
Sondergebiet gemäß § 11 Baunutzungsverordnung mit der Zweckbestimmung „Bau- 
und Gartenmarkt“ festzusetzen. 

Im Zuge der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 157, mit der das Grundstück des 
Bau- und Gartenmarktes erstmalig als Sonstiges Sondergebiet „Baumarkt“ festge-
setzt wurde, wurde von Seiten des Planungsamtes noch die Auffassung vertreten, 
der Bebauungsplan sei trotz Festsetzung des Sondergebietes gemäß § 8 BauGB 
aus dem FNP mit der Darstellung gewerblicher Baufläche entwickelt, da die Konzep-
tion die dem FNP zugrunde liegt in sich schlüssig bleibt und hier lediglich die durch 
die geringe Detailschärfe des FNP offen gelassenen Gestaltungsspielräume ausge-
füllt würden. 

Tatsächlich scheint unter Berücksichtigung der Weiterentwicklung der landesplane-
rischen Anforderungen und der Rechtsprechung zu Einzelhandelsvorhaben mit einer 
zunehmend restriktiven Haltung gegenüber großflächigen Einzelhandelsbetrieben 
diese Begründung aus heutiger Sicht nicht mehr haltbar. 

Mit der 112. Änderung des FNP, die die Darstellung einer Sonderbaufläche für Ein-
zelhandel mit nicht zentrenrelevantem Kernsortiment beinhaltet, wird ausschließlich 
eine Anpassung an die faktische Situation vollzogen und werden die Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, dass der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Nr. 248 
das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB erfüllt. 

2. Räumlicher Geltungsbereich 

Der Bereich der 112. Änderung des FNP liegt im Stadtteil Marl-Brassert innerhalb 
des Gewerbegebietes, welches sich entlang der Zechenstraße erstreckt. Die Größe 
des Geltungsbereichs beträgt knapp 2 ha und umfasst in der Flur 75 die beiden Flur-
stücke 144 und 145. 
Das Plangebiet wird begrenzt: 

- im Westen durch die Zechenstraße, 
- im Norden durch ein gewerblich genutztes Grundstück (Flurstück 75/173), 
- im Osten durch Ver- und Entsorgungsflächen der Uniper Kraftwerke GmbH 

bzw. Wald (Flurstück 75/148) und 
- im Süden durch eine private Verkehrsfläche (Flurstück 75/190). 



112. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Marl Seite 4 von 13 
 

- Begründung - 

4 

3. Bestandssituation  

Der Bereich der 112. Änderung des FNP liegt in einem zusammenhängenden 
Gewerbegebiet, welches sich entlang der Zechenstraße und weiter im Osten am 
Dümmerweg erstreckt. Das Gewerbegebiet insgesamt liegt nördlich bis nordwestlich 
des Marler Stadtkerns. Während im Norden Freiraum (Waldflächen, Hauptfriedhof 
u.a.) anschließt, erstrecken sich in den anderen Himmelsrichtungen zusammen-
hängende Wohngebiete. Das Gewerbegebiet an der Zechenstraße ist als Konversion 
auf dem aufgegebenen Zechenstandort Brassert 1/2 bzw. der zugehörigen Halde 
entstanden. 

Während der südliche Teil des Gewerbegebietes bereits seit den 1980er Jahren ent-
wickelt worden ist, begann die Entwicklung des nördlichen Teilbereichs, in dem auch 
der Änderungsbereich liegt vor ca. 20 Jahren. 2006 wurde der nördliche Abschnitt 
der Zechenstraße und damit die Anbindung an die Brassertstraße hergestellt, was zu 
einer deutlichen Verbesserung der Anbindung der Gewerbegebiete an die A 52 
geführt hat. 

Im nördlichen Teilbereich des Gewerbegebiets an der Zechenstraße haben sich u.a. 
verschiedene Einzelhandelsnutzungen angesiedelt, so auch der Bau- und Garten-
markt, dessen Grundstück durch den Geltungsbereich der 112. Änderung des FNP 
erfasst wird. 

4. Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan 

Der FNP der Stadt Marl ist seit dem 13.05.1981 rechtswirksam. Der FNP wurde 
zuletzt geändert durch die 7. Berichtigung mit Wirksamkeit vom 20.10.2016. 

Der Rat der Stadt Marl hat am 05.05.2022 die Aufstellung der 112. Änderung des 
FNP beschlossen. Die Anpassung der Darstellung im FNP wird im Parallelverfahren 
zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ nach § 8 Abs. 3 
BauGB durchgeführt. Im Hinblick auf das Parallelverfahren wurde ein gemeinsamer 
Umweltbericht für Bebauungsplan und FNP-Änderung erstellt. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte im 
Zeitraum vom 10.10.2022 bis zum 24.10.2022 durch Veröffentlichung auf der städti-
schen Internetseite. Gleichzeitig lag der Vorentwurf im Amt für Stadtplanung und 
integrierte Quartiersentwicklung zur Einsichtnahme aus. Die frühzeitige Beteiligung 
der Behörden wurde vom 27.09. 2022 bis zum 28.10.2022 durchgeführt. Als nächster 
Verfahrensschritt ist im Januar/ Februar 2023 die Beteiligung der Behörden gemäß 
§ 4 Abs. 2  BauGB sowie die öffentliche Auslegung des Bebauungsplans gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB vorgesehen. 

Der Rat der Stadt Marl hat in seiner Sitzung am 27.09.2018 beschlossen, die Belange 
von Kindern und Jugendlichen in allen bedeutsamen Projekten der Stadt- und 
Verkehrsplanung durch intensivere Beteiligungsverfahren einzubinden. Da durch die 
112. Änderung des FNP die Belange von Kindern und Jugendlichen erkennbar nicht 
berührt werden, wird auf eine eigenständige Kinder- und Jugendbeteiligung verzichtet. 
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5. Übergeordnete Planungen und sonstige Rahmenbedingungen 

5.1 Landes- und Regionalplanung 

Landesentwicklungsplan 

Im Landesentwicklungsplan für Nordrhein-Westfalen (LEP NRW)1 ist die Stadt Marl 
als Mittelzentrum mit 50.000 bis 100.000 Einwohnern der Ballungsrandzone zugeord-
net. Der Landesentwicklungsplan legt für den Bereich der 112. Änderung des FNP 
Siedlungsraum fest. 

Im Hinblick auf den im Änderungsbereich bestehenden Bau- und Gartenmarkt sind 
die Zielsetzungen zum großflächigen Einzelhandel zu beachten2. Nach den Zielen 
des LEP NRW (6.5-7) dürfen vorhandene Standorte von Vorhaben im Sinne des § 11 
Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) außerhalb von zentralen Versorgungs-
bereichen als Sondergebiete gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO festgesetzt werden. Dabei 
sind die Sortimente und deren Verkaufsflächen in der Regel auf die Verkaufsflächen, 
die baurechtlichen Bestandsschutz genießen, zu begrenzen. 

Der bestehende Bau- und Gartenmarkt bildet mit weiteren Einzelhandelsbetrieben in 
der näheren Umgebung außerdem eine Einzelhandelsagglomeration im Sinne des 
Ziels 6.5-8. Nach den dort formulierten Zielsetzungen des LEP NRW haben die 
Gemeinden der Verfestigung und Erweiterung bestehender Einzelhandelsagglomera-
tionen außerhalb Allgemeiner Siedlungsbereiche (ASB) entgegenzuwirken. So ist 
auch im Zusammenhang mit dem Ziel 6.5-8 eine Begrenzung vorzusehen, die den 
baurechtlichen Bestand an Sortimenten und deren Verkaufsflächen festschreibt und 
einen Zuwachs ausschließt. 

Regionalplan 

Im Regionalplan für den Regierungsbezirk Münster, Teilabschnitt Emscher-Lippe 
(Stand 2004) liegt das Plangebiet in einem Bereich für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen (GIB). Nach den Grundsätzen der Regionalplanung sollen die GIB insbe-
sondere emittierende Betriebe aufnehmen. Sie sollen daher von anderen konkurrie-
renden Nutzungen freigehalten werden. 

Für das Gebiet des Regionalverbands Ruhr wird derzeit der Regionalplan Ruhr auf-
gestellt, der für die Stadt Marl den bisherigen geltenden Regionalplan ablösen wird. 
Im Entwurf zum Regionalplan Ruhr (Entwurf Stand Juli 2021) liegt das Plangebiet 
ebenfalls in einem Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzungen. 

Der RVR hat mit Schreiben vom 02.05.2022, unter der Voraussetzung, dass der bau-
ordnungsrechtlich genehmigte Bestand an Sortimenten und deren Verkaufsflächen 
festgeschrieben und ein Zuwachs ausgeschlossen wird, die Vereinbarkeit der 112. 
Änderung des FNP mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung gemäß 

                                            
1 Rechtskräftig seit 08.02.2017 

2 Die Ziele des LEP 2017 wurden im Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Stadt Marl umgesetzt. 
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§ 34 Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) in Aussicht 
gestellt.  

5.2 Bebauungspläne 

Der Bereich der 112. Änderung des FNP liegt im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans Nr. 157, der durch das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen mit Urteil vom 
14.09.2022 für unwirksam erklärt worden ist. Vor diesem Hintergrund wird derzeit für 
das bestehende Gewerbegebiet als ersetzender Plan der Bebauungsplan Nr. 248 
„Zechenstraße Nord“ aufgestellt. Der Bebauungsplan wird den überwiegenden Teil 
der bebauten Grundstücke entsprechend ihrer Nutzung als Gewerbegebiete gemäß 
§ 8 BauNVO festsetzen. Lediglich für den bestehenden großflächigen Bau- und Gar-
tenmarkt ist die Festsetzung eines Sondergebietes gemäß § 11 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung „Bau- und Gartenmarkt“ mit einer maximal zulässige Verkaufs-
fläche von 8.650 m² (genehmigter Bestand) vorgesehen. Dieses Sondergebiet ist 
deckungsgleich mit dem Geltungsbereich der 112. Änderung des FNP. 

Im Osten grenzt an den Bereich der 112. Änderung des FNP der Geltungsbereich 
des Bebauungsplans Nr. 81 an. Dieser setzt hier umfangreiche Flächen für Versor-
gungsanlagen (ehemaliges Kraftwerk) fest. 

5.3 ISEK 

Im Umfeld des Änderungsbereichs sind Maßnahmen des ISEK3 verortet. Die im Wes-
ten gelegene Halde und der daran südlich angrenzende Freizeitpark Brassert sollen 
als zentrale Grünräume erhalten und weiterentwickelt werden. Sie sind Bestandteil 
einer Vernetzung von Grünräumen. Die östlich an den Änderungsbereich angren-
zende Fläche ist als gewerbliche Potenzialfläche dargestellt. 

Darüber hinaus ist für die 112. Änderung des FNP das im ISEK stadtweite Projekt G2 
„Steuerung des Einzelhandels“ von Bedeutung. Eine wesentliche Maßnahme dieses 
Projektes ist die konsequente Umsetzung des Einzelhandels-und Zentrenkonzeptes 
in Bauleitplanverfahren. 

5.4 Weitere Konzepte der Stadt Marl mit Ratsbeschlüssen 

Integriertes Klimaschutzkonzept 

Das Integrierte Klimaschutzkonzept4 für die Stadt Marl stellt insbesondere die Ener-
gie- und CO2-Einsparung als Ziele in den Vordergrund. Dies betrifft Gebäude, den 
Verkehr und auch die Gestaltung des Umfeldes sowie Wohn- und Aufenthaltsquali-
täten im Rahmen stadtklimatischer Optimierungen. Die im Klimaschutzkonzept 
benannten Vorgaben werden bei Bauleitplanungsverfahren in geeigneter Art und 
Weise angemessen berücksichtigt. 

                                            
3 Integriertes Stadtentwicklungskonzept Marl 2025+ „Stadt der Möglichkeiten“, ASTOC/ Post  Welters/ Prof. Dr. Spars, Marl/ 

Köln/ Dortmund, September 2016, durch den Rat der Stadt Marl am 23.06.2016 beschlossen 

4 Integriertes Klimaschutzkonzept der Stadt Marl, Hrsg.: Stadt Marl, Marl Dezember 2013 und Klimaschutzmaßnahmenplan; 
Stadt Marl, Marl Januar 2016 
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Die Auswirkungen der 112. Änderung des FNP auf Klimaschutz und –anpassung 
werden anhand einer Checkliste zum Klima der Stadt Marl untersucht. 

Klimafreundliches Mobilitätskonzept 

Das „Mobilitätskonzept Marl – klimafreundlich mobil“5 dient als Grundlage für die 
langfristige Verkehrsplanung im Stadtgebiet. 
Neben einem Lärmaktionsplan und dem Programm „Mehr Freiraum für Kinder“ 
sind ein Handlungsleitfaden für Fußverkehrsstrategien, die Förderung des Radver-
kehrs sowie die Verbesserung der Verkehrsfunktionen und der Nahmobilität wesent-
liche Bestandteile des Konzeptes. 

Im Bereich der 112. Änderung des FNP bestehen keine Erschließungsanlagen. Auch 
werden durch die Änderung keine Erschließungsmaßnahmen vorbereitet. 

Einzelhandelskonzept 

Nach dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept6 der Stadt Marl (EHZK 2017) liegt der 
Änderungsbereich außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche. Er ist Teil der 
dezentralen Standortagglomeration an der Zechenstraße. Der Standortbereich 
„Zechenstraße“ ist die größte dezentrale Standortagglomeration im Stadtgebiet. Hier 
finden sich sowohl Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevantem Kernsortiment, 
wie der Bau- und Gartenmarkt im Änderungsbereich, als auch Betriebe mit nahver-
sorgungsrelevantem Kernsortiment.  

Das EHZK 2017 empfiehlt hier den konsequenten Ausschluss von Einzelhandels-
betrieben mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten, möglichst auch 
unterhalb der Schwelle der Großflächigkeit. Besonderes Augenmerk soll darüber hin-
aus auf den Umfang der Randsortimente (max. 10 %) von Einzelhandelsbetrieben 
mit nicht zentrenrelevantem Kernsortiment gelegt werden. 

Vergnügungsstättenkonzept 

Im Vergnügungsstättenkonzept7 der Stadt Marl (VSK 2021) liegt der Änderungs-
bereich in einem Bereich, dem Qualität und Entwicklungspotential für die Ansiedlung 
zusätzlicher Betriebe aus dem gewerblichen Bereich zugesprochen wird. Zur Siche-
rung dieser Entwicklungsoption wird empfohlen Vergnügungsstätten in diesem 
Bereich nicht zuzulassen. 

 
 
 

                                            
5    Mobilitätskonzept Marl – klimafreundlich mobil, Büro StadtVerkehr/ STADTKINDER/ grasy+zanolli engineering, Hilden/ 

Dortmund/ Bergisch Gladbach, September 2019, durch den Rat der Stadt Marl am 25.06.2020 beschlossen 

6 Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Stadt Marl, Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH, Köln, November 
2016, durch den Rat der Stadt Marl am 16.02.2017 beschlossen 

7 Konzept zur Steuerung von Vergnügungsstätten für die Stadt Marl, Dr. Donato Acocella – Stadt- und Regionalentwicklung 
GmbH, Dortmund, Juli 2021, durch den Rat der Stadt Marl am 25.11.2021 beschlossen 



112. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Marl Seite 8 von 13 
 

- Begründung - 

8 

5.5 Weitere Rahmenbedingungen 

Denkmalschutz und Denkmalpflege 

Eingetragene Bau- oder Bodendenkmäler bestehen weder innerhalb des Änderungs-
bereichs noch in seinem direkten Umfeld. 

Bergbau 

Der Änderungsbereich liegt über den auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeldern 
„Brassert“ und „Brassert IV“, über dem auf Raseneisenstein verliehenen, inzwischen 
erloschenen Distriktsfeld „Gottes Gnaden“, über dem auf Kohlenwasserstoffe erteil-
ten Bewilligungsfeld „Brassert-Gas“ sowie über dem zu wissenschaftlichen Zwecken 
genutzten auf Kohlenwasserstoffe erteilten Erlaubnisfeld „CBM-RWTH“. 

Nach den der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 
vorliegenden Unterlagen ist im Bereich der 112. Änderung des FNP Bergbau im Tiefen 
(Teufe > 100 m) dokumentiert. Beim Abbau von Steinkohle der in tiefen Bereichen 
geführt wurde, sind nach allgemeiner Lehrmeinung die Bodenbewegungen spätestens 
fünf Jahre nach Einstellungen der Gewinnungstätigkeiten abgeklungen. Daher ist mit 
bergbaulichen Einwirkungen auf die Tagesoberfläche aus diesen Gewinnungstätigkei-
ten nicht mehr zu rechnen. 

Hochspannungsleitungsnetz 

Im Osten des Änderungsbereichs verläuft eine 110-kV-Hochspannungsfreileitung der 
Westnetz GmbH, die den Geltungsbereich der 112. Änderung des FNP im östlichen 
Randbereich teilweise schneidet. Hier sind in Bezug auf eine bauliche Nutzung Schutz-
streifen zu beachten, die auf Ebene des Bebauungsplans durch entsprechende Fest-
setzungen Berücksichtigung finden. 

6. Beschreibung der 112. Änderung des Flächennutzungsplans  

6.1 Standortwahl 

Da die 112. Änderung des FNP auf die Anpassung der Darstellung für einen beste-
henden großflächigen Einzelhandelsbetrieb abzielt, gab es keine Standortalternati-
ven. 

6.2 Künftige Darstellung des Flächennutzungsplans 

Der Flächennutzungsplan stellt in seiner derzeitigen Fassung (7. Berichtigung, 
20.10.2016) für den Bereich der 112. Änderung gewerbliche Baufläche dar. Im Osten 
grenzen unmittelbar Flächen für die Versorgung (Fernwärme, Elektrizität) an. In allen 
anderen Himmelsrichtungen grenzen gewerbliche Bauflächen an. 

Weiter südlich ist die Grünfläche entlang der Zechenbahntrasse als Grünfläche ohne 
konkretisierende Zweckbestimmung dargestellt. Die weiter im Westen gelegene 
Halde ist als Schutz - und Trenngrün (Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für 
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Vorkehrungen zum Schutz gegen Schädliche Umwelteinwirkungen) dargestellt. Wei-
ter im Norden sind zusammenhängende Flächen für Wald dargestellt. 

Der Änderungsbereich ist heute Teil zusammenhängender gewerblicher Bauflächen 
im Nordwesten des Stadtgebiets. 

Der Bereich der 112. Änderung des FNP umfasst das Grundstück eines Bau- und 
Gartenmarkts, der hier seit 20 Jahren in den heutigen Dimensionen ansässig ist. Mit 
einer Verkaufsfläche von 8.650 m² handelt es sich eindeutig um einen großflächigen 
Einzelhandelsbetrieb der nicht nur der Festsetzung eines Sondergebietes im Bebau-
ungsplan sondern auch einer entsprechenden Darstellung im Flächennutzungsplan 
bedarf, damit das Entwicklungsgebot ausreichend beachtet wird. 

Nach dem Ziel 6.5-7 des LEP NRW (Überplanung vorhandener Standorte) dürfen 
vorhandene Standorte von Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) außerhalb von zentralen Versorgungsbereichen als Sondergebiete 
gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO festgesetzt werden. Dabei sind die Sortimente und 
deren Verkaufsflächen in der Regel auf die Verkaufsflächen, die baurechtlichen 
Bestandsschutz genießen, zu begrenzen. 

Nach dem Ziel 6.5-8 des LEP NRW (Einzelhandelsagglomerationen) haben die 
Gemeinden der Verfestigung und Erweiterung bestehender Einzelhandelsagglomera-
tionen, u.a. durch die Festschreibung der Sortimente und deren Verkaufsflächen auf 
den baurechtlich genehmigten Bestand und den Ausschluss von Zuwachs, entge-
genzuwirken. 

Der im Änderungsbereich bestehende Bau- und Gartenmarkt wurde im Jahr 2002 
genehmigt.  In der Nutzflächenberechnung zum damaligen Bauantrag ist eine (aus-
drücklich als solche deklarierte) Verkaufsfläche von 4.921 m² angegeben. Tatsäch-
lich umfasst der Bauantrag eine deutlich  größere Verkaufsfläche. Allein die Ver-
kaufsgewächshäuser beinhalten eine Verkaufsfläche von knapp 2.000 m². Hinzu 
kommen die Kassenzone und der Windfang mit gut 240 m². Auch wurden die für 
einen Bau- und Gartenmarkt typischen Außenverkaufsflächen in den Bauantrags-
unterlagen nicht ausdrücklich aufgeführt. Diese umfassen knapp 900 m² mit Über-
dachung und weitere ca. 600 m² ohne Überdachung, so dass mit der Genehmigung 
in 2002 ein Bau- und Gartenmarkt mit einer Gesamtverkaufsfläche von 8.650 m² 
zugelassen wurde. Bestandteil der Baugenehmigung ist auch eine Sortimentsliste, 
die die Warengruppen Werkzeuge/ Beschläge; Malerartikel; Elektroartikel; Sanitär-
artikel; Baustoffe/ Bauelemente; Holzprodukte; Gartenartikel und Autozubehör, Fahr-
radzubehörmit einer jeweils zugeordneten minimal und maximal zulässigen Ver-
kaufsfläche sowie zugeordneten Sortimenten benennt. In dieser Sortimentsliste zum 
Kernsortiment sind nur vereinzelt Sortimente aufgelistet, die nach der Marler Liste 
nahversorgungs- oder zentrenrelevant sind, so bspw. Fahrradzubehör. Die Zulässig-
keit von Randsortimenten ist in der Baugenehmigung nicht ausdrücklich geregelt 
sondern wird unterstellt. 
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Unter Berücksichtigung des baurechtlich genehmigten Bestands soll im Zuge der 
112. Änderung des FNP eine Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung Einzelhan-
del / nicht zentrenrelevantes Kernsortiment gemäß § 5 Abs.2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 
1 Abs.1 Nr. 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit dem Zusatz „Bau- und Garten-
markt“ mit einer Verkaufsfläche von maximal 8.650 m² dargestellt werden. Eine 
Erweiterung der Verkaufsflächen ist ausdrücklich nicht vorgesehen. 

Festsetzungen zu den zulässigen Sortimenten werden auf Ebene des Bebauungs-
plans Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ getroffen. Als zulässiges Kernsortiment werden 
die Sortimente der 2002 genehmigten Sortimentsliste in Warengruppen festgesetzt. 
Den Zielen des EHZK 2017 folgend, werden die nach Marler Liste nahversorgungs- 
und zentrenrelevanten Sortimente dabei vom Kernsortiment ausgeschlossen. Diese 
sind nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes zukünftig nur als ergänzendes 
Randsortiment bis zu einem Anteil von 10 % an der Verkaufsfläche insgesamt zuläs-
sig. 

Damit wird sowohl den Zielen der Landesplanung als auch den Zielsetzungen des 
Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes der Stadt Marl ausreichend Rechnung getra-
gen. 

7. Belange des Umweltschutzes 

7.1 Natur- und Landschaftsschutz, Eingriffsregelung 

Der Änderungsbereich liegt außerhalb von Landschaftsplänen. Entsprechend der der-
zeitigen Nutzung des Änderungsbereichs durch den ansässigen Bau- und Garten-
markt bestehen für das Plangebiet im Geoportal des LANUV NRW8 keine Einträge mit 
Schutzstatus. Ebenso fehlen Hinweise auf besonders wertvolle, schützenswerte Bio-
tope. 

Im Norden und Nordosten liegt mit einigem Abstand das Landschaftsschutzgebiet 
Frentroper Mark. Eine Betroffenheit ist nicht erkennbar. 

Nach § 13 i.V.m. § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie § 1a Abs. 3 
BauGB sind durch die Bauleitplanung vorbereitete Eingriffe in Natur und Landschaft 
auszugleichen (Eingriffsregelung). Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Ein-
griffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. 

Der Änderungsbereich ist im geltenden FNP bereits als gewerbliche Baufläche dar-
gestellt. Auch wird der Bereich bereits vollumfänglich gewerblich genutzt und ist 
überwiegend bebaut bzw. versiegelt. Durch die 112. Änderung des FNP wird folglich 
kein Eingriff im Sinne des BNatSchG vorbreitet. 

 
 

                                            
8 Naturschutzinformationen NRW des LANUV (Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen) 
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7.2 Artenschutz 

Bei der Aufstellung oder Änderung von Flächennutzungsplänen ist keine vollständige 
Artenschutzprüfung (ASP) durchzuführen. Es genügt eine überschlägige Vorabschät-
zung des Artenspektrums und der Wirkfaktoren bezüglich der verfahrenskritischen 
Vorkommen. 

Zum Bebauungsplan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ wurde eine ASP der Stufe 19 
durchgeführt, die die o.g. Anforderungen impliziert. Die ASP 1 kommt zu dem Ergeb-
nis, dass unter Berücksichtigung der standortspezifischen Wirkfaktoren und der örtli-
chen Gegebenheiten durch die Planung keine artenschutzrechtlichen Konflikte aus-
gelöst werden. Bei keiner der potenziell vorkommenden Arten ist ein Eintreten der 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten. Die Ergebnisse der ASP 
1 sind im Umweltbericht zur 112. Änderung des FNP wiedergegeben. 

7.3 Bodenschutz, Altlasten und Kampfmittel 

Nach § 1 Landesbodenschutzgesetz und § 1a BauGB soll mit Grund und Boden spar-
sam und schonend umgegangen und die Bodenversiegelung auf das notwendige Maß 
begrenzt werden. 

Der Änderungsbereich ist Teil des ehemaligen Zechenstandorts Brassert 1/2. Durch 
den Zechenbetrieb hat in der Vergangenheit eine deutliche Beeinträchtigung des na-
türlich anstehende Bodens bzw. seiner natürlichen Funktionen stattgefunden. 
Schutzwürdige Böden sind im Änderungsbereich demnach nicht verzeichnet. Im Hin-
blick auf die gewerbliche Nutzung ist eine Reaktivierung der natürlichen Bodenfunk-
tionen nicht umsetzbar. 

Nach dem Altlastenkataster des Kreises Recklinghausen sowie dem bei der Bezirks-
regierung geführten Bergbau Alt- und Verdachtsflächen Katalog (BAV-Kat) liegt der 
Änderungsbereich im Bereich der Altablagerung 4308/45 Halde Brassert 1/2 (ABF 
035). Die Halde Brassert ist zwischen ca. 1920 und 1956 entstanden. Vorrangig 
wurde hier Bergematerial, ausgeglühtes Nebengestein, Kohleschlamm sowie Haus-
müll abgelagert. Die Mächtigkeit der Anschüttungen beträgt bis zu 4,5 m. 1998 wurde 
eine Gefährdungsabschätzung vorgenommen, mit dem Ergebnis dass im Hinblick 
auf eine industriell gewerbliche Folgenutzung keine gravierenden Auffälligkeiten der 
analysierten Schadstoffgehalte festgestellt werden konnten. 

  

                                            
9  Artenschutzprüfung – Stufe 1 zum Bebauungsplan Nr. 248 der Stadt Marl, Stadt Marl, Amt für Klimaschutz und 

Nachhaltigkeit, Marl, 12.11.2020, aktualisierte Fassung vom  30.08.2022 
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7.4 Hochwasserschutz und Starkregen 

Für die Stadt Marl gibt es durch die Lippe sowie den Sickingmühlenbach und den 
Loemühlenbach ein Hochwasserrisiko. 

Der Änderungsbereich liegt jedoch außerhalb der gemäß § 76 festgesetzten und vor-
läufig gesicherten Überschwemmungsgebiete und ist auch sonst nicht hochwasser-
gefährdet. Nächstgelegene Gewässer sind der schwarze Graben und der Dümmer-
bach.  

Nach der Starkregengefährdungskarte der Stadt Marl besteht kein Gefährdungs-
niveau für den Änderungsbereich hinsichtlich einer Gefahr der Überflutung durch 
Starkregenereignisse. 

7.5 Klimaschutz und Klimaanpassung 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpläne eine nachhaltige, städtebauliche Ent-
wicklung gewährleisten, die unter anderem auch umweltschützende Anforderungen 
umfasst. Die Stadtentwicklung soll insbesondere den Klimaschutz und die Klimaan-
passung fördern. 

In der Klimaanalysekarte des RVR10 wird der Änderungsbereich als Fläche mit 
Gewerbeklima dargestellt. Das bedeutet, dass bei hoher Versiegelung mit einer star-
ken sommerlichen Aufheizung zu rechnen ist (Hitzestress). Es handelt sich um ein 
relativ trockenes Klima und es besteht potentiell eine Belastung durch Emissionen 
von Lärm und Schadstoffen. Die gleichen Aussagen treffen auf die umliegenden Flä-
chen zu, mit Ausnahme der Bereiche, die im Osten angrenzen. Hier schließen sich 
größere Flächen des Waldklimas und des Freilandklimas an, wobei der Standort des 
Fernwärmekraftwerks in Bezug auf die Lufthygiene durch Abwärmeemissionen 
geprägt ist. Die Empfehlungen der Planungshinweiskarte11 betreffen mit Blick auf das 
bestehende zusammenhängende Gewerbegebiet die Ebene des Bebauungsplans 
und finden dort soweit möglich Berücksichtigung. 

Die 112. Änderung des FNP trägt unter Berücksichtigung der bisherigen Darstellung 
als gewerbliche Baufläche zu keiner weiteren Beeinträchtigung des Klimas bei. Kli-
mawirksame Darstellungen sind hier mit Blick auf die bestehende Nutzung nicht 
möglich. Auch auf Ebene des Bebauungsplanes sind Maßnahmen, die zu einer För-
derung des Klimaschutzes und der Klimaanpassung beitragen aufgrund der intensi-
ven Nutzung innerhalb des Plangebietes nur begrenzt realisierbar. Die klimawirksa-
men Festsetzungen des Entwurfs zum Bebauungsplan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ 
umfassen im Wesentlichen Begrünungsmaßnahmen, die bei Änderungen, Erweite-
rungen und Neubauten zum Tragen kommen.  

  

                                            
10  Klimaanalysekarte der Stadt Marl, Regionalverband Ruhr, Referat 20 Klima und Umweltschutz, Essen, August 2021 

11  Planungshinweiskarte der Stadt Marl, Regionalverband Ruhr, Referat 20 Klima und Umweltschutz, Essen, August 2021 
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1 Einleitung 

1.1 Anlass und Aufgabenstellung 
Gegenstand der Planung 

Der Rat der Stadt Marl hat in seiner Sitzung am 14.05.2020 den Beschluss zur Aufstellung 
des Bebauungsplan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ gefasst. Ziel ist die städtebaulich geordne-
te Weiterentwicklung des bestehenden Gewerbegebietes insbesondere im Hinblick auf die 
Regulierung der Einzelhandelsnutzung. Parallel ist die 112. Änderung des Flächennutzungs-
plans der Stadt Marl für einen Teil des Plangebietes erforderlich. 

Das Plangebiet wir derzeit durch den Geltungsbereich des seit dem 18.12.1989 rechtskräfti-
gen Bebauungsplans Nr. 157 erfasst. Letzte rechtskräftige Änderung ist die 6. Änderung vom 
14.03.2011. Die Baugebiete innerhalb des Bebauungsplans 157 sind als Gewerbegebiete 
gemäß § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) bzw. das Grundstück des bestehenden 
Baumarkts als Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO festgesetzt.  
Mit dem Ziel der konsequenten Umsetzung des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Marl, 
wurden auf Grundlage der Fortschreibung aus dem Jahr 2008 mit der 6. Änderung des Be-
bauungsplanes auch differenzierte Festsetzungen zur Zulässigkeit von Einzelhandelsnut-
zungen getroffen. 

Derzeit werden in einem Klageverfahren gegen die Stadt Marl zwei negative Vorbescheide 
angefochten, die beide eine Erweiterung des Discounterstandorts an der Zechenstraße 47 
mit Verkaufsflächen von 1.200 bzw. 1.400 m² beinhalten. Zwar sind großflächige Einzelhan-
delsbetriebe nach den Regelungen der BauNVO in Gewerbegebieten nicht zulässig, im lau-
fenden Verfahren wurde aber von den Gerichtsvertretern bereits signalisiert, dass der Be-
bauungsplan einer gerichtlichen Überprüfung nicht standhalten wird. In der Folge wären 
Bauvorhaben planungsrechtlich nach § 34 BauGB (unbeplanter Innenbereich) zu beurteilen. 

Das Plangebiet liegt auch nach dem aktuellen Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt 
Marl (EHZK 2017), welches am 16.02.2017 durch den Rat beschlossen wurde, außerhalb 
der abgegrenzten zentralen Versorgungsbereiche (ZVB). Auch steht die dezentrale Anhäu-
fung von Einzelhandelsbetrieben an der Zechenstraße aufgrund der räumlichen Nähe in di-
rekter Konkurrenz zum ZVB im Ortsteil Brassert. Darüber hinaus dienen die an der Zechen-
straße ansässigen Betriebe des Lebensmitteleinzelhandels nicht der flächendeckenden 
Nahversorgung. 

Nach den Zielsetzungen des EHZK 2017 sollten hier zum Schutz der integrierten Versor-
gungslagen keine Erweiterungen von Einzelhandelsbetrieben mit nahversorgungs- bzw. 
zentrenrelevanten Sortimenten der Marler Liste zugelassen werden. Diese Aussage leitet 
sich aus den Zielen des Landesentwicklungsplans (LEP NRW) ab, wonach Ausweitungen 
von Einzelhandelsagglomerationen mit zentrenrelevanten Sortimenten außerhalb von zentra-
len Versorgungsbereichen zu vermeiden sind. 

Die im Plangebiet bestehenden Einzelhandelsbetriebe umfassen heute bereits teilweise 
nahversorgungs- und zentrenrelevante Sortimente. Im Hinblick auf den nicht unerheblichen 
Bestand an Einzelhandelsbetrieben an der Zechenstraße insgesamt, sowie die gute 
verkehrliche Anbindung des Gebietes, besteht eine Standortgunst, die zunehmend Erweite-
rungswünsche der bestehenden Einzelhandelsbetriebe zur Anpassung an die marktgängigen 
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Betriebsgrößen nach sich zieht. Aufgrund der vorhandenen Nutzungsstrukturen an der Ze-
chenstraße, die auch großflächige Einzelhandelsbetriebe (Baumarkt u.a.) umfasst, könnten 
nach § 34 BauGB auch umfangreiche Verkaufsflächenerweiterungen nur dann abgelehnt 
werden, wenn von ihnen nachweislich schädliche Auswirkungen auf zentrale Versorgungs-
bereiche zu erwarten sind. Dies ist bei Erweiterungen bestehender Einzelhandelsbetriebe 
häufig nicht der Fall. 

Vor diesem Hintergrund ist die Aufstellung eines neuen, nach derzeitigem Stand der Recht-
sprechung rechtssicheren Bebauungsplans Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ dringlich geboten. 
Auf Grundlage des Aufstellungsbeschlusses wird in gleicher Sitzung zur Sicherung der Pla-
nung eine Satzung über eine Veränderungssperre gemäß § 14 BauGB zum Beschluss vor-
gelegt. 

Der Bebauungsplan zielt neben der planungsrechtlichen Absicherung der bestehenden ge-
werblichen Nutzung, insbesondere darauf ab, den Grundsätzen des Einzelhandelskonzeptes 
für die Stadt Marl Rechnung zu tragen. 

Die Festsetzungen zur zulässigen Art der Nutzung werden sich weitgehend an den Festset-
zungen des derzeit (noch) rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 157 orientieren. Diese wur-
den durch das Gericht nicht in Frage gestellt. Für die Gewerbegebiete ist beabsichtigt diffe-
renzierte Festsetzungen zur Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben unterhalb der Schwelle 
zur Großflächigkeit und der Sortimente zu treffen. Die Festsetzungen für das Sondergebiet 
„SO Baumarkt" werden an die aktuelle Marler Liste der nahversorgungs- und 
zentrenrelevanten Sortimente angepasst. 

Ziel ist es dabei, negative Auswirkungen auf das Einzelhandelsgefüge im Marler Zentrum als 
auch in den Stadtteil- und Nahversorgungszentren - hier insbesondere das Nahversorgungs-
zentrum Brassert, -auszuschließen. Hierdurch sollen zugleich sowohl das Nahversorgungs-
zentrum Brassert als auch das Hauptgeschäftszentrum der Innenstadt gestärkt werden, in-
dem eine Konzentration des Einzelhandels mit nahversorgungs- und zentrenrelevanten Sor-
timenten auf diese Zentren angestrebt wird. In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, 
dass das Plangebiet in fußläufiger Entfernung zum ausgewiesenen Potentialstandort im ZVB 
Brassert liegt. Im Hinblick auf die beengten Grundstücksverhältnisse im ZVB Brassert ist 
dieser am Marktplatz verortete Potentialstandort von außerordentlicher Bedeutung für die 
Stärkung und Entwicklung des ZVB Brassert. Insofern zielt der Bebauungsplan besonders 
auf die Sicherung der Entwicklungsmöglichkeiten des Potentialstandorts ab. 

Da sich die beabsichtigten Inhalte des Bebauungsplans auf Umstrukturierungen in einer Be-
standssituation beschränken, die keine zusätzliche Inanspruchnahme von Ressourcen be-
gründet, sind in Bezug auf Naturhaushalt und Landschaftsbild keine erheblichen zusätzlichen 
Umweltauswirkungen zu erwarten. 

Vor diesem Hintergrund können die Belange der „Eingriffe in Natur und Landschaft“ und so-
mit auch Ausgleichsmaßnahmen für nicht vermeidbare Eingriffe in der Abwägung gemäß 
§ 1a BauGB bei der Aufstellung des Bebauungsplanes unberücksichtigt bleiben.  

Das Grundstück des großflächigen Bau- und Gartenmarkts mit einer Verkaufsfläche von 
8.650 m² liegt trotz der bisherigen und zukünftig beabsichtigten Festsetzung im Bebauungs-
plan als Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO im FNP in einem Bereich der 
als gewerbliche Baufläche dargestellt ist. Aus heutiger Sicht ist unter Berücksichtigung der 
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Weiterentwicklung der landesplanerischen Anforderungen die Entwicklung des beabsichtig-
ten Sondergebietes aus einer gewerblichen Baufläche nicht rechtskonform. 

Mit der 112. Änderung des FNP, mit der durch die Darstellung einer Sonderbaufläche bzw. 
eines Sondergebietes ausschließlich eine Anpassung an die faktische Situation vollzogen 
wird, sollen demnach die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass der Bebauungs-
plan das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB erfüllt. 

Inhalte der Umweltprüfung 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB ist in differenzierter Form festgelegt, dass die Belange des 
Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, bei der Auf-
stellung bzw. Änderung von Bauleitplänen zu berücksichtigen sind, insbesondere 

 die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

 die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes, 

 umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt, 

 umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 
 die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 

Abwässern, 
 die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 

Energie, 
 die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere 

des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 
 die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechts-

verordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemein-
schaft festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, 

 die Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes. 
 unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswir-

kungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vor-
haben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die oben aufge-
führten Umwelt-belange. 

Der Umweltbericht hat nach § 2 Absatz 4 und § 2a Satz 2 Nummer 2 folgende Bestandteile 
(vgl. Anlage 1 BauGB): 

 Einleitung mit Darstellung des Inhaltes und der wichtigsten Ziele des Bauleitplanes 
sowie Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 
Ziele des Umweltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind, 

 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen; hierzu gehören 
- eine Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzu-

stands (Basisszenario) und eine Übersicht über die voraussichtliche Entwicklung 
des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung, 

- eine Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der 
Planung, 
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- eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen, mit denen festgestellte erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, verhindert, verringert oder soweit 
möglich ausgeglichen werden sollen, 

- in Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten, wobei die Ziele und 
der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind, und die 
Angabe der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl, 

 

 Zusätzliche Anlagen, insbesondere: 

- eine Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Ver-
fahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der 
Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel technische Lü-
cken oder fehlende Kenntnisse, 

- Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umwelt-
auswirkungen (Monitoring),  

- Verfassen einer allgemein verständlichen Zusammenfassung.  

Der Sinn der Umweltprüfung nach BauGB ist es, Planungsabsichten und die damit verbun-
denen Umweltauswirkungen in Gänze zu betrachten, das umweltrelevante Abwägungsmate-
rial mit für den Einzelfall angemessener Untersuchungstiefe aufzubereiten und für die offiziel-
len Beteiligungsschritte gemäß BauGB transparent zu machen.  

Der Umweltbericht mit seinen Ergebnissen unterliegt der Abwägung und genießt per Geset-
zesdefinition den Status eines gleichrangigen Belanges in Bezug auf die in § 1 BauGB ge-
nannten Belange. Ein besonderes Gewicht können die Umweltbelange nur durch deren kon-
krete Ausprägung und Bedeutung für das Planungsvorhaben erreichen (z. B. bei Betroffen-
heit von ausgewiesenen Schutzgebieten usw.). 

Der Umweltbericht wird als gesonderter Teil der Begründung zur Änderung des Fläche-
nnutzungsplanes und zum Bebauungsplan beigefügt. Der Umweltbericht stellt gleichzeitig 
die Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß Nummer 18.8 der Anlage 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) dar. 

Methodik 

Im Grundsatz wird in der Umweltprüfung nach § 2, Abs.4 BauGB im Sinne einer ökologi-
schen Risikoanalyse eine schutzgutbezogene Bewertung der Bedeutung der Schutzgutfunk-
tionen und deren Empfindlichkeit/Schutzwürdigkeit gegenüber den planbedingten Einwirkun-
gen vorgenommen, aus der sich eine abschätzbare Auswirkungsintensität ergibt (vgl. Gass-
ner et al. 2005). Die Ökologische Risikoanalyse wurde als Methode zur Betrachtung und 
Einschätzung natürlicher Ressourcen in einem größeren Planungsraum entwickelt. Inzwi-
schen gehört die Methode in den verschiedensten Abwandlungen zum Standardrepertoire 
der Umweltplanung. Ziel der Ökologischen Risikoanalyse ist die Beurteilung der ökologi-
schen Nutzungsverträglichkeit. Hierbei erfolgt eine Gegenüberstellung: 

 der auf naturwissenschaftlichen Bestimmungsgrößen beruhenden Funktions- und 
Leistungsfähigkeit des untersuchten Raumes für die Umwelt-Schutzgüter einerseits 
und 
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 der Wirkungen des Vorhabens auf eben diese Schutzgüter andererseits. 

Die Schutzgüter der Umwelt des Untersuchungsraumes bestimmen seine Eignung für die 
verschiedenen an ihn gestellten Nutzungsansprüche. Gleichzeitig wirken diese Nutzungen 
auf den Raum.  

Für die Bewertungsgrundlage sind nicht relevant:  

 Fragen der Verkehrssicherheit, 
 wirtschaftliche Aspekte (z.B. im Bereich der Land- und Forstwirtschaft und der Roh-

stoffgewinnung), 
 Fragen der Sozialverträglichkeit, 
 Sekundärwirkungen, die nicht zwangsläufig Folge des Vorhabens sind. 

Grundlagenermittlung und Bewertung 

Unter Berücksichtigung der gegebenen Vorbelastungen und der grundsätzlich möglichen 
Wirkungen des Vorhabens, u.a.  

 Flächeninanspruchnahme / Überbauung / Versiegelung, 
 Beeinträchtigung der Wohn- und Erholungsnutzung des Menschen 
 Veränderungen des Orts- / Landschaftsbildes 
 Veränderung von Funktionszusammenhängen 
 Veränderung der Morphologie, der Bodenverhältnisse, der hydrologischen Verhält-

nisse sowie klimatischer Funktionen. 

erfolgt im ersten Schritt auf der Grundlage der Bestandserfassung die Einschätzung der 
Schutzgutbedeutung bzw. -empfindlichkeit. Die zugrunde gelegten Kriterien der Empfindlich-
keitseinschätzung werden für jedes Schutzgut im Rahmen der Analyse festgelegt, insbeson-
dere anhand von allgemein geltenden umweltfachlichen Kriterien. Sie berücksichtigen neben 
den Werten und Funktionen der Bestandssituation auch die bestehenden planerischen Ziel-
vorgaben und das gegebene Entwicklungspotenzial. 

Diese Schutzgutempfindlichkeit wird auf einer vierstufigen Werteskala abgebildet. Folgende 
Einteilung wird vorgenommen (Tab. 1). 

Tab. 1: Einstufung der Schutzempfindlichkeit 

Stufe Empfindlichkeit Kriterien (beispielhaft) 

I sehr hoch Nicht oder nur schwer wiederherstellbare Werte und Funktionen 

II hoch Mit erhöhtem Aufwand wiederherstellbare Werte und Funktionen 

III mittel Wiederherstellbare Werte und Funktionen 

IV gering Unbedeutende oder keine Werte und Funktionen 

 
Je höher die Schutzgutempfindlichkeit ist, desto größer ist das zu erwartende Konfliktpoten-
zial bei einer Überlagerung des Raumes mit den prognostizierten Einwirkungen der Planung. 
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Ermittlung der prognostizierten planbedingten Einwirkungen und deren Wirkintensitäten 

Unabhängig von der zuvor eingestuften Schutzgutempfindlichkeit werden in einem zweiten 
Schritt anhand der geplanten Darstellungen bzw. Festsetzungen des Bauleitplanes die prog-
nostizierten Einwirkungen auf die jeweiligen Schutzgüter ermittelt und ihre Wirkintensität –
 ebenfalls vierstufig – eingeschätzt. Unterschieden wird dabei zwischen anlagebedingten, 
betriebsbedingten und bauzeitbedingten Wirkungen. Grundsätzlich werden dabei folgende 
Kriterien zugrunde gelegt (Tab. 2). 

Tab. 2: Einstufung der planbedingten Wirkintensität 

Stufe Wirkintensität Kriterien (beispielhaft) 

I sehr hoch Anlagebedingt: dauerhafte Versiegelung / Überbauung 

II hoch 
Dauerhafter, eingeschränkter Funktionsverlust; 
Vorübergehender, nicht vollständig wiederherstellbarer Funkti-
onsverlust 

III mittel 
Dauerhafte oder vorübergehende Funktionsminderung im Umfeld 
des Vorhabens 

IV gering 
Anlage-, betriebs- und bauzeitbedingt: unbedeutende Wirkungen 
ohne relevanten Funktionsverlust 

 

Ermittlung der planbedingten Auswirkungsstärke und der Erheblichkeitsschwelle 

Durch Überlagerung der schutzgutbezogenen Empfindlichkeiten mit der prognostizierten 
Wirkintensität wird in einem dritten Schritt die Auswirkungsstärke abschätzbar. Die (planbe-
dingte) Auswirkungsstärke wird im Folgenden als Ausdruck für die Schwere der Beeinträch-
tigung (ökologisches Risiko) verstanden (vgl. GASSNER ET AL. 2005). 

Je höher die Schutzgutempfindlichkeit und je größer die Wirkintensität, desto wahrscheinli-
cher ist das Eintreten von erheblichen planbedingten Auswirkungen. Die Verknüpfung beider 
Bestimmungsgrößen erfolgt nach dem Prinzip der im Folgenden dargestellten Grundsatzver-
knüpfung (Tab. 3). 
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Tab. 3: Definition der planbedingten Auswirkungsstärke und der Erheblichkeitsschwelle 

 
      Wirkintensität 
Schutzgut- 
empfindlichkeit 

sehr 
hoch 

hoch mittel gering 

sehr hoch 
sehr  
hoch 

hoch mittel gering 

hoch hoch hoch mittel gering 

mittel mittel mittel mittel gering 

gering gering gering gering gering 

 Auswirkungsstärke 

 erhebliche planbedingte Auswirkungen gege-
ben ( = Erheblichkeitsschwelle) 

 

Bei einer mindestens mittleren Wirkintensität bei gleichzeitig mindestens mittlerer Schutzgut-
empfindlichkeit – also mindestens mittlerer Auswirkungsstärke – ist die 
Erheblichkeitsschwelle aus umweltfachlicher Sicht überschritten. Die festgestellte Erheblich-
keit aus umweltfachlicher Sicht ist mit der Erheblichkeit im Sinne des § 2 Abs. 4 S. 1 BauGB 
(Bewertungserheblichkeit) gleichzusetzen. Die beschriebene Methodik wird im vorliegenden 
Fall nicht schematisch-rechnerisch, sondern verbal-argumentativ angewendet. 

1.2 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ ist ca. 11 ha groß 
und umfasst in der Gemarkung Marl, Flur 75 die Flurstücke 144, 145, 150, 167, 168, 173-
175, 178, 179, 181-190, 197 und 201 -204, sowie Flurstück 154 aus Flur 78.  

Das Plangebiet wird begrenzt:  

- im Norden durch die bestehende baumbestockte Halde (Flurstück 210) sowie Wald-
flächen (Flurstück 125)  

- im Osten, durch Waldflächen (Flurstück 148) sowie Flächen des Versorgungsunterneh-
mens Uniper (Flurstücke149, 205, 206) 141 

- im Süden durch die südliche Grenze einer öffentlichen Grünfläche (Flurstück 54 aus Flur 
78) und  

- im Westen durch die Flächen des Freizeitparks Brassert und die bestehende baumbe-
stockte Halde (beides Flurstück 210).  

Der Geltungsbereich der 112. Änderung des FNP erstreckt sich auf die Flurstücke 144 und 
145, Flur 75, Gemarkung Marl. 

Die folgende Abbildung 1 zeigt den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 248, der 112. 
Änderung des Flächennutzungsplanes sowie den Untersuchungsraum der Umweltprüfung.  
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Abb. 1: Lage und Abgrenzung des Bebauungsplans Nr. 248 (= rot), der 112. Änderung des 
Flächennutzungsplans (= orange) und des Untersuchungsraumes (= schwarz), (Dar-
stellung auf Grundlage von DOP und ABK, Geobasis NRW) 

 

1.3 Kurzcharakteristik des Untersuchungsraumes 
Der Untersuchungsraum der Umweltprüfung umfasst den Geltungsbereich des Bebauungs-
plans und das Umfeld bis zu einer Entfernung von ca. 200 m. Im Westen wird der Untersu-
chungsraum begrenzt durch die Brassertstraße und im Süden durch die Zechenstraße bzw. 
Grün-/ Sportflächen.  
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Abb. 2: Flächennutzungskartierung (RVR 2018) im Plangebiet (= rot gestrichelt), im Bereich 
der 112. FNP-Änderung (= orange gestrichelt) und im Untersuchungsraum (= schwarz 
gestrichelt) 

Das Plangebiet wird großflächig von Gewerbeflächen eingenommen und ist nahezu vollstän-
dig bebaut und versiegelt. Dabei handelt es sich in erster Linie nicht um klassische Gewer-
bebetriebe. Am Südrand besteht ein schmaler Grünstreifen (vgl. Abb. 2). Folgende Betriebe 
sind ansässig: 

- Autohaus, Kfz-Werkstatt und –Handel 
- Bau- und Gartenmarkt 
- Zentraler Betriebshof 
- Lebensmitteldiscounter Penny 
- Lebensmitteldiscounter ALDI 
- Tankstelle 
- SB-Autowaschanlage 
- DEKRA Prüfstation 
- Zoohandlung Fressnapf 
- Dänisches Bettenlager 
- Spielhalle 
- Kfz-Werkstatt mit Gebrauchtwagenhandel. 

Im Westen schließt sich die begrünte Halde an. An der Brassertstraße im Westen liegen 
Wohnbauflächen sowie eine  Schule. Der Freiraum im Norden und Nordosten wird überwie-
gend von Wald eingenommen. Im Osten grenzen Ver- und Entsorgungsflächen an, die zum 
Teil brach liegen. 
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1.4 Ergebnisse des Scopings sowie der Bürger-, Behörden- und 
TÖB-Beteiligung 

Ein spezieller Scopingtermin hat nicht stattgefunden. Die umweltrelevanten Stellungnahmen, 
die im Rahmen der Beteiligungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 und 2 BauGB abgeben werden, werden im weiteren Verfahren entspre-
chend ergänzt. 

1.5 Inhalte und Ziele der Bauleitplanung 

1.5.1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplans Nr. 248 

Ziel des Bebauungsplans ist die städtebaulich geordnete Weiterentwicklung des bestehen-
den Gewerbegebietes insbesondere im Hinblick auf die Regulierung der Einzelhandelsnut-
zung. Die zeichnerischen Festsetzungen sind in der nachfolgenden Abbildung dargestellt. 
Einzelheiten zu den Festsetzungen sind der Begründung des Bebauungsplans zu entneh-
men. 

 

Abb. 3: Bebauungsplanentwurf 
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Im Beschlussvorschlag zur Aufstellung des Bebauungsplanes wird der Sachverhalt wie folgt 
beschrieben: 

Das Plangebiet wir derzeit durch den Geltungsbereich des seit dem 18.12.1989 rechtskräfti-
gen Bebauungsplans Nr. 157 erfasst. Letzte rechtskräftige Änderung ist die 6. Änderung vom 
14.03.2011. Die Baugebiete innerhalb des Bebauungsplans 157 sind als Gewerbegebiete 
gemäß § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) bzw. das Grundstück des bestehenden 
Baumarkts als Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO festgesetzt. Mit dem Ziel der 
konsequenten Umsetzung des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Marl, wurden auf Grundla-
ge der Fortschreibung aus dem Jahr 2008 mit der 6. Änderung des Bebauungsplanes auch 
differenzierte Festsetzungen zur Zulässigkeit von Einzelhandelsnutzungen getroffen. Derzeit 
werden in einem Klageverfahren gegen die Stadt Marl zwei negative Vorbescheide ange-
fochten, die beide eine Erweiterung des Discounterstandorts an der Zechenstraße 47 mit 
Verkaufsflächen von 1.200 bzw. 1.400 m² beinhalten. Zwar sind großflächige Einzelhandels-
betriebe nach den Regelungen der BauNVO in Gewerbegebieten nicht zulässig, im laufen-
den Verfahren wurde aber von den Gerichtsvertretern bereits signalisiert, dass der Be-
bauungsplan einer gerichtlichen Überprüfung nicht standhalten wird. In der Folge wären 
Bauvorhaben planungsrechtlich nach § 34 BauGB (unbeplanter Innenbereich) zu beurteilen. 
Das Plangebiet liegt auch nach dem aktuellen Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt 
Marl (EHZK 2017), welches am 16.02.2017 durch den Rat beschlossen wurde, außerhalb 
der abgegrenzten zentralen Versorgungsbereiche (ZVB). Auch steht die dezentrale Anhäu-
fung von Einzelhandelsbetrieben an der Zechenstraße aufgrund der räumlichen Nähe in di-
rekter Konkurrenz zum ZVB im Ortsteil Brassert. Darüber hinaus dienen die an der Zechen-
straße ansässigen Betriebe des Lebensmitteleinzelhandels nicht der flächendeckenden 
Nahversorgung. Nach den Zielsetzungen des EHZK 2017 sollten hier zum Schutz der inte-
grierten Versorgungslagen keine Erweiterungen von Einzelhandelsbetrieben mit nahversor-
gungs- bzw. zentrenrelevanten Sortimenten der Marler Liste zugelassen werden. Diese Aus-
sage leitet sich aus den Zielen des Landesentwicklungsplans (LEP NRW) ab, wonach Aus-
weitungen von Einzelhandelsagglomerationen mit zentrenrelevanten Sortimenten außerhalb 
von zentralen Versorgungsbereichen zu vermeiden sind. Die im Plangebiet bestehenden 
Einzelhandelsbetriebe umfassen heute bereits teilweise nahversorgungs- und 
zentrenrelevante Sortimente. Im Hinblick auf den nicht unerheblichen Bestand an Einzelhan-
delsbetrieben an der Zechenstraße insgesamt, sowie die gute verkehrliche Anbindung des 
Gebietes, besteht eine Standortgunst, die zunehmend Erweiterungswünsche der bestehen-
den Einzelhandelsbetriebe zur Anpassung an die marktgängigen Betriebsgrößen nach sich 
zieht. Aufgrund der vorhandenen Nutzungsstrukturen an der Zechenstraße, die auch groß-
flächige Einzelhandelsbetriebe (Baumarkt u.a.) umfasst, könnten nach § 34 BauGB auch 
umfangreiche Verkaufsflächenerweiterungen nur dann abgelehnt werden, wenn von ihnen 
nachweislich schädliche Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche zu erwarten sind. 
Dies ist bei Erweiterungen bestehender Einzelhandelsbetriebe häufig nicht der Fall. Vor die-
sem Hintergrund ist die Aufstellung eines neuen, nach derzeitigem Stand der Recht-
sprechung rechtssicheren Bebauungsplans Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ dringlich geboten. 

 Der Bebauungsplan zielt neben der planungsrechtlichen Absicherung der bestehenden 
gewerblichen Nutzung, insbesondere darauf ab, den Grundsätzen des Einzelhandelskon-
zeptes für die Stadt Marl Rechnung zu tragen. 

 Die Festsetzungen zur zulässigen Art der Nutzung werden sich weitgehend an den Fest-
setzungen des derzeit (noch) rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 157 orientieren. 

 Für die Gewerbegebiete ist beabsichtigt, differenzierte Festsetzungen zur Zulässigkeit von 
Einzelhandelsbetrieben unterhalb der Schwelle zur Großflächigkeit und der Sortimente zu 
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treffen. Die Festsetzungen für das Sondergebiet „SO Baumarkt" werden an die aktuelle 
Marler Liste der nahversorgungs- und zentrenrelevanten Sortimente angepasst. 

 Ziel ist es dabei negative Auswirkungen auf das Einzelhandelsgefüge im Marler Zentrum 
als auch in den Stadtteil- und Nahversorgungszentren - hier insbesondere das Nahver-
sorgungszentrum Brassert, -auszuschließen. Hierdurch sollen zugleich sowohl das Nah-
versorgungszentrum Brassert als auch das Hauptgeschäftszentrum der Innenstadt ge-
stärkt werden, in dem eine Konzentration des Einzelhandels mit nahversorgungs- und 
zentrenrelevanten Sortimenten auf diese Zentren angestrebt wird. In diesem Zusammen-
hang ist hervorzuheben, dass das Plangebiet in fußläufiger Entfernung zum ausgewiese-
nen Potentialstandort im ZVB Brassert liegt. Im Hinblick auf die beengten Grundstücks-
verhältnisse im ZVB Brassert ist dieser am Marktplatz verortete Potentialstandort von au-
ßerordentlicher Bedeutung für die Stärkung und Entwicklung des ZVB Brassert. Insofern 
zielt der Bebauungsplan besonders auf die Sicherung der Entwicklungsmöglichkeiten des 
Potentialstandorts ab. 

 Da sich das Bebauungsplanverfahren auf einen vollständig bebauten bzw. in Nutzung 
befindlichen Bereich erstreckt und sich die beabsichtigten Inhalte auf Umstrukturierungen 
in einer Bestandssituation beschränken, die keine zusätzliche Inanspruchnahme von 
Ressourcen begründet, ist zu erwarten, dass durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 
keine erhebliche Umweltauswirkungen ausgelöst werden.  

Der als Sondergebiet festgesetzte Baumarkt zählt aufgrund seiner Verkaufsfläche zu den 
Vorhaben, die in der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
aufgeführt werden.  

In § 50 Abs. 1 des UVPG ist ausgeführt: Werden Bebauungspläne im Sinne des § 2 Absatz 6 
Nummer 3, insbesondere bei Vorhaben nach Anlage 1 Nummer 18.1 bis 18.9, aufgestellt, 
geändert oder ergänzt, so wird die Umweltverträglichkeitsprüfung einschließlich der Vorprü-
fung nach den §§ 1 und 2 Absatz 1 und 2 sowie nach den §§ 3 bis 13 im Aufstellungsverfah-
ren als Umweltprüfung sowie die Überwachung nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs 
durchgeführt. Eine nach diesem Gesetz (UVPG Anm. d. V.) vorgeschriebene Vorprüfung 
entfällt, wenn für den aufzustellenden Bebauungsplan eine Umweltprüfung nach den Vor-
schriften des Baugesetzbuchs durchgeführt wird. Da die Aufstellung des Bebauungsplanes 
im Vollverfahren durchgeführt wird, erfolgt die Umweltprüfung nach den Vorschriften des 
BauGB. Der hiermit vorliegende Umweltbericht entspricht den Anforderungen der Anlage 1 
des BauGB (zu § 2 Absatz 4 und den §§ 2a und 4c). In der Konsequenz bedeutet dies, dass 
für die Errichtung (bzw. planerische Sicherung) des großflächigen Einzelhandelsbetriebes 
keine separate Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden muss, obwohl das Vor-
haben als solches der UVP-Pflicht unterläge. Auf Grund der o.g. Regelungen ersetzt in die-
sem Fall die Umweltprüfung nach BauGB die Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG. 

 

1.5.2 Inhalte und Ziele der 112. Änderung des Flächennutzungsplanes 

Gegenstand der Änderung des Flächennutzungsplans ist die Anpassung der  Darstellung für 
die Fläche des Bau- und Gartenmarktes an den vorhandenen Bestand. Ziel ist es, die Dar-
stellung des Flächennutzungsplanes in Einklang zu bringen mit den Festsetzungen im Be-
bauungsplan, um dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB zu entsprechen. Die 
Plandarstellung ist in Abb. 4 abgebildet. 

Zu diesem Zweck wird die Darstellung für die Flurstücke 144 und 145, Flur 75, Gemarkung 
Marl, von „gewerbliche Baufläche“ zu „Sondergebiet“ mit dem Zusatz „ENZK1 – Einzelhandel 
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/ nicht zentrenrelavantes Kernsortiment, Bau – und Gartenmarkt mit einer Verkaufsfläche 
von max. 8.650 m²“ gerändert. 

Durch die Änderung des Flächennutzungsplans werden keine Vorhaben oder Nutzungen 
vorbereitet, die das bereits bestehende Maß überschreiten.  

 

Abb. 4: Plandarstellung der 112. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

1.6 Rechtliche und planerische Zielvorgaben des Umweltschut-
zes 

 

Fachgesetze und Verordnungen 

Im Baugesetzbuch und in den Fachgesetzen des Bundes und des Landes NRW sind für die 
jeweiligen Schutzgüter Ziele und Grundsätze definiert worden, die im Rahmen der Umwelt-
prüfung zu berücksichtigen sind. Aufgeführt werden dort – zunächst noch ohne Raumbezug 
– die maßgeblichen Grundsätze als rein inhaltliche Anforderungen an den Bewertungsrah-
men der Umweltprüfung. Beachtet wird das Bau- und Planungsrecht (insbesondere BauGB) 
sowie das Umwelt- und Naturschutzrecht. Folgende Fachgesetze und Vorgaben sind mit 
Zuordnung zu den zu untersuchenden Schutzgütern vordringlich zu berücksichtigen (Tab. 4). 
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Tab. 4: relevante Fachgesetze und Vorgaben 

Schutzgut Quelle Grundsätze 

Mensch  

Baugesetzbuch 
(BauGB)  

Bauleitpläne sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu 
sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwi-
ckeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere 
auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche 
Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten 
und zu entwickeln. (§ 1 Abs. 5).  

Bundesnatur-
schutzgesetz 
(BNatSchG)  

Zur dauerhaften Sicherung des Erholungswertes von Natur und Land-
schaft sind insbesondere zum Zwecke der Erholung in der freien 
Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flächen 
von allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu schützen 
und zugänglich zu machen (§ 1 Abs. 4 Nr. 2). 

Bundesimmissi-
onsschutzgesetz 
(BImSchG) ein-
schl. Verord-
nungen, insb. 4., 
13. und 17. 
BImSchV  

Schutz für Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, 
die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen, Vorbeugen der Entstehung schädlicher Um-
welteinwirkungen (§ 1).  

Technische An-
leitung (TA) Lärm  

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Geräusche sowie deren Vorsorge (Nr. 1).  

Technische An-
leitung (TA) Luft  

Diese Technische Anleitung dient dem Schutz der Allgemeinheit und 
der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luft-
verunreinigungen und der Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwir-
kungen durch Luftverunreinigungen, um ein hohes Schutzniveau für 
die Umwelt insgesamt zu erreichen (Nr. 1).  

Abstandserlass 
NRW 

Regelt die Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und 
Wohngebieten im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige für den 
Immissionsschutz bedeutsame Abstände. Schutzabstände können 
unterschritten werden, wenn im Einzelfall nachgewiesen wird, dass 
etwa durch besondere technische Maßnahmen oder wegen der Be-
sonderheit der Einzelsituation eine Beeinträchtigung ausgeschlossen 
ist. 

DIN 18005  Zwischen schutzbedürftigen Gebieten und lauten Schallquellen sind 
ausreichende Abstände einzuhalten. Ist dies nicht möglich, muss 
durch andere Maßnahmen für angemessenen Schallschutz gesorgt 
werden (Nr. 5.2.1).  
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Schutzgut Quelle Grundsätze 

Bundesnatur-
schutzgesetz 
(BNatSchG)  
 

Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als 
Lebensgrundlagen des Menschen auch in Verantwortung für die künf-
tigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 
schützen, zu pflegen und zu entwickeln, zu pflegen, zu entwickeln 
und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, so, dass die biologische 
Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 
einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen, die Re-
generationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgü-
ter, die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und 
Lebensräume sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der 
Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind (§ 
1 Abs. 1).  

Tiere und 
Pflanzen  

Bundesnatur- 
schutzgesetz 
(BNatSchG) 

Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind entsprechend 
dem jeweiligen Gefährdungsgrad insbesondere lebensfähige Popula-
tionen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebens-
stätten zu erhalten und der Austausch zwischen den Populationen 
sowie Wanderungen und Wiederbesiedelungen zu ermöglichen, Ge-
fährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen und 
Arten entgegenzuwirken sowie Lebensgemeinschaften und Biotope 
mit ihren strukturellen und geografischen Eigenheiten in einer reprä-
sentativen Verteilung zu erhalten; bestimmte Landschaftsteile sollen 
der natürlichen Dynamik überlassen bleiben (§ 1 Abs. 2). 

BauGB Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, insbesondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, 
Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen 
sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt zu berücksichtigen (§ 
1 Abs. 6 Nr. 7.  

TA Luft  s.o.  

Fläche 
BauGB Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksich-

tigen die Belange des Umweltschutzes, insbesondere die Auswirkun-
gen auf …Fläche (§ 1 Abs. 6 Nr. 7). 

Boden 

Bundes-
Bodenschutzge-
setz (BBodSchG)  

Das BBodSchG fordert die nachhaltige Sicherung oder Wiederherstel-
lung der Funktionen des Bodens, das Abwehren schädlicher Boden-
veränderungen, die Sanierung der Böden und Altlasten sowie hier-
durch verursachte Gewässerverunreinigungen und Vorsorge gegen 
nachteilige Einwirkungen auf den Boden. Bei Einwirkungen auf den 
Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie 
seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie 
möglich vermieden werden (§ 1). 

Landesboden- 
schutzgesetz 
(LBodSchG) NW  

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen wer-
den, Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begren-
zen (§ 1).  

Baugesetzbuch 
(BauGB) 

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen wer-
den; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme 
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Schutzgut Quelle Grundsätze 

 
 
 

von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwick-
lung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenent-
wicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige 
Maß zu begrenzen (§ 1a Abs. 2). 

Wasser  

Wasserhaus-
haltsgesetz 
(WHG) 

Die Gewässer sind als Bestandteil des Naturhaushalts und als Le-
bensraum für Tiere und Pflanzen zu sichern. Sie sind so zu bewirt-
schaften, dass sie dem Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit 
ihm auch dem Nutzen Einzelner dienen, vermeidbare Beeinträchti-
gungen ihrer ökologischen Funktionen und der direkt von ihnen ab-
hängenden Landökosysteme und Feuchtgebiete im Hinblick auf deren 
Wasserhaushalt unterbleiben und damit insgesamt eine nachhaltige 
Entwicklung gewährleistet wird (§ 1a).  

Landeswasser-
gesetz (LWG) 
NRW  

Ziel der Wasserwirtschaft ist es, die Gewässer vor vermeidbaren Be-
einträchtigungen zu schützen und eine mit Rücksicht auf den Wasser-
haushalt gebotene sparsame Verwendung des Wassers zu erreichen 
(§ 2).  

Luft  

BImSchG ein-
schließlich Ver-
ordnungen, TA 
Luft  

s. o.  
 

Baugesetzbuch 
(BauGB)  

Berücksichtigung der Auswirkungen auf das Schutzgut Luft (§ 1 (6) 
Nr. 7a) und Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 (6) Nr. 7h)  

Bundesnatur-
schutzgesetz 
(BNatSchG)  

Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts sind insbesondere Luft und Klima auch durch Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schützen; 
dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder 
klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder 
Luftaustauschbahnen; dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversor-
gung insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Ener-
gien kommt eine besondere Bedeutung zu (§ 1 Abs. 3 Nr. 4) 

Klima  

Baugesetzbuch 
(BauGB)  

Nachhaltige Städtebauliche Entwicklung, Verantwortung für den all-
gemeinen Klimaschutz und die Klimaanpassung (§ 1 (5); 
Berücksichtigung der Auswirkungen auf das Schutzgut Klima (§ 1 (6) 
Nr. 7a ) und das Schutzgut Luft (§ 1 (6) Nr. 7a) und Erhaltung der 
bestmöglichen Luftqualität (§ 1 (6) Nr. 7h)  

Bundesnatur-
schutzgesetz 
(BNatSchG)  

s. o. 
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Schutzgut Quelle Grundsätze 

Land-
schaft  

Bundesnatur-
schutzgesetz 
(BNatSchG) 

Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere 
Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, 
auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, 
Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren, zum 
Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffen-
heit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und sied-
lungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich zu machen (§ 1 Abs. 
4); 
Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor 
weiterer Zerschneidung zu bewahren (§ 1 Abs. 5); 
Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich 
ihrer Bestandteile, wie Parkanlagen, großflächige Grünanlagen und 
Grünzüge, Wälder und Waldränder, Bäume und Gehölzstrukturen, 
Fluss- und Bachläufe mit ihren Uferzonen und Auenbereichen, ste-
hende Gewässer, Naturerfahrungsräume sowie gartenbau- und land-
wirtschaftlich genutzte Flächen, sind zu erhalten und dort, wo sie nicht 
in ausreichendem Maße vorhanden sind, neu zu schaffen (§ 1 Abs. 6).  

Kultur-und 
sonstige 
Sachgüter 
 
 

Denkmalschutz-
gesetz NRW  

Denkmäler sind zu schützen, zu pflegen, sinnvoll zu nutzen und wis-
senschaftlich zu erforschen. Bei öffentlichen Planungen und Maß-
nahmen sind die Belange des Denkmalschutzes unter der Denkmal-
pflege angemessen zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 1 und 3). 

Baugesetzbuch 
(BauGB)  

Berücksichtigung umweltbezogener Auswirkungen auf Kulturgüter und 
sonstige Sachgüter (§ 1 (6) Nr. 7d) 

Bundesnatur-
schutzgesetz  
(BNatSchG)  
 

Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere 
Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, 
auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, 
Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren (§ 1 
Abs. 4 Nr. 1) 

 

Die Berücksichtigung der in den Fachgesetzen und Verordnungen genannten umweltrele-
vanten Ziele wird durch die Umweltprüfung gewährleistet. 

Landesentwicklungsplanung 

Im Landesentwicklungsplan (LEP NRW 2019) ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
als Siedlungsraum dargestellt. Der angrenzende Freiraum im Norden und die begrünte Hal-
de im Westen sind als Freiraum dargestellt. 

Gemäß Ziel 6.5-7 des Landesentwicklungsplans NRW dürfen vorhandene Standorte von 
Vorhaben im Sinne des § 11 BauNVO (großflächige Einzelhandelsbetriebe) außerhalb von 
zentralen Versorgungsbereichen als Sondergebiete dargestellt und festgesetzt werden. Da-
bei sind die Sortimente und deren Verkaufsflächen in der Regel auf die Verkaufsfläche, die 
baurechtlichen Bestandsschutz genießen, zu begrenzen. Geringfügige Erweiterungen sind 
dabei möglich, wenn dadurch keine wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbe-
reiche ausgelöst wird. 
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Regionalplanung 

Im derzeit noch rechtskräftigen Regionalplan Emscher Lippe (REGIONALVERBAND RUHR 2014) 
sind die Gewerbeflächen (entsprechend der Darstellung im Flächennutzungsplan) als Be-
reich für gewerblich und industrielle Nutzungen dargestellt. Die angrenzende begrünte Halde 
ist als allgemeiner Freiraum dargestellt. 

Im Entwurf des Regionalplans Ruhr (REGIONALVERBAND RUHR 2021a) ist das Plangebiet voll-
ständig als Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzungen dargestellt. 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Marl (STADT MARL 2016) stellt das Plangebiet als Ge-
werbliche Baufläche dar. Die Grünfläche entlang der Zechenbahntrasse ist als Grünfläche 
ohne konkretisierende Zweckbestimmung dargestellt. Der gehölzbewachsene Haldenfuß im 
Westen des Plangebiets ist als Schutz - und Trenngrün (Flächen für Nutzungsbeschränkun-
gen oder für Vorkehrungen zum Schutz gegen Schädliche Umwelteinwirkungen) dargestellt. 

 

 

Abb. 5: Darstellungen der Flächennutzungsplanung (Stadt Marl 2013) 

Bebauungsplanung 

Der derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 157 ist in der nachfolgenden Abb. 6 darge-
stellt. 

Festgesetzt sind Gewerbegebiete mit einer Grundflächenzahl von 0,8 und einer Geschoßflä-
chenzahl von 2,2.  In dem festgesetzten Sondergebiet ist ein Baumarkt mit einer Verkaufs-
fläche von max. 8.650 m² zulässig. Im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen sind zu er-



Stadt Marl  Bebauungsplan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ 
  Umweltbericht 

L+S Landschaft + Siedlung AG   22 

haltende bzw. zu pflanzende Bäume dargestellt. Am Südrand und im Westen sind Grünflä-
chen festgesetzt. Auf der Halde schließen sich nach Westen Waldflächen an. 

 

Abb. 6: Festsetzungen im B-Plan Nr. 157 (Stand der 6. Änderung, Stadt Marl 2011) 

 

Integriertes Stadtentwicklungskonzept Marl 2005 

Im integrierten räumlichen Entwicklungskonzept (STADT MARL 2016) ist das Plangebiet Ge-
werbegebiet und die angrenzenden Flächen im Osten als Gewerbegebiete (Potenzialfläche) 
dargestellt. 

Die Halde Brassert ist als „Erhalt /Entwicklung zentraler Grünräume (Parks)“ bzw. „Entwick-
lung Halden“ dargestellt. 

Die Wegeführung im Grünzug im Süden des Plangebietes und die Zechenstraße sind als 
„Freizeitradwege (Ergänzung / Planung)“ mit der ergänzenden Darstellung „Vernetzung 
Grünräume“ dargestellt. 
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Großräumig wird damit eine Vernetzung der Halden Brinkfortsheide, Brassert und Lipper 
Höhen (u. a. ehemalige Zechenbahn) gewährleistet. 

Landschaftsplan 

Das Plangebiet liegt außerhalb des Geltungsbereichs der Landschaftsplanung. Für den im 
Norden angrenzenden Freiraum liegt noch keine rechtskräftiger Landschaftsplan vor (vgl. 
KREIS RECKLINGHAUSEN 2020). 

Waldfunktionen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine Flächen mit Waldeigenschaften vorhan-
den.  

Die Waldflächen im Umfeld des Plangebietes weisen Klimaschutzfunktionen und Erholungs-
funktionen auf. Lärmschutzfunktionen weisen die Waldflächen am Nordrand des Untersu-
chungsraumes auf (vgl. LANDESBETRIEB WALD UND HOLZ NRW 2020). 
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2 Beschreibung und Bewertung der Umweltschutzgüter 
sowie der Umweltauswirkungen der Planung 

Die Gliederung aller Schutzgutkapitel ist methodisch gleichartig aufgebaut und umfasst je-
weils die folgenden Schritte: 

 Benennung der wesentlichen Schutzgutfunktionen  
 Bestandsbeschreibung einschließlich der Vorbelastungssituation 
 Ableitung der schutzgutbezogenen Empfindlichkeit/Schutzwürdigkeit. 
 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 
 Prognose bei Durchführung der Planung 

- Beschreibung der vorhabenbezogenen Wirkungen auf das Schutzgut 
- Einstufung der Wirkintensität (gering, mittel, hoch, sehr hoch) 
- Überlagerung der Schutzgut-Empfindlichkeiten mit den ermittelten Wirkintensitä-

ten zur Ableitung der jeweiligen Auswirkungsstärke und der umweltfachlichen 
Erheblichkeitsschwelle 

- Darstellung und Diskussion der ermittelten planbedingten Auswirkungen. 

Die ermittelte umweltfachliche Erheblichkeit ist im Regelfall mit der Abwägungserheblichkeit 
im Sinne des BauGB gleichzusetzen. 

Die zur Beschreibung des derzeitigen Umweltzustands sowie zur Prognose der Auswirkun-
gen der Planung maßgeblichen Datengrundlagen, Fachgutachten und -informationen werden 
in den jeweiligen Schutzgutkapiteln sowie zusammenfassend im Literaturverzeichnis aufge-
führt. 
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2.1 Menschen, Gesundheit, Bevölkerung insgesamt 
Datengrundlagen 

Neben der einschlägigen Literatur und dem Datenpool der Stadt Marl und dem Kreis Reck-
linghausen werden bezüglich des Schutzgutes „Mensch und Gesundheit, Bevölkerung ins-
gesamt“ folgende Unterlagen ausgewertet: 

 Regionalplan (REGIONALVERBAND RUHR 2014/2018) 
 Waldfunktionskarte (LANDESBETRIEB WALD UND HOLZ 2020) 
 Flächennutzungsplan, Bebauungspläne der Stadt Marl 
 Integriertes Standentwicklungskonzept (STADT MARL 2016) 
 Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ in  

Marl (Peutz Consult 2022) 
 Touristik- und Freizeitinformationssystem NRW (BEZIRKSREGIERUNG KÖLN, GEOBASIS 

NRW 2020) 
 Flächennutzungskartierung (RVR 2018) 
 

Klimatische und lufthygienische Belange, die in Wechselwirkung auch das Schutzgut 
Mensch betreffen, werden gesondert in den Schutzgutkapiteln Klima / Luft (Kap. 2.6) behan-
delt. 

Wesentliche Funktionen 

Die Beurteilung der Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch und Gesundheit, Bevölkerung 
insgesamt erfolgt grundsätzlich für die städtischen, bebauten Bereiche sowie für das unbe-
baute Freiland und Grünflächen. Die Beurteilungskriterien werden vor dem Hintergrund fol-
gender Raumfunktionen aufgestellt: 

Wohn- und Wohnumfeldfunktion; der Zustand der Wohnbereiche und des Wohnumfeldes ist 
für die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen von zentraler Bedeutung, da er 
hier seinen Lebensmittelpunkt hat und einen Großteil seiner Freizeit und seiner Arbeits-
zeit verbringt. Dies gilt für den städtischen, bebauten Raum insbesondere, da hier die 
Größe der Betroffenheit durch die Ballung gegenüber dem ländlichen Raum deutlich zu-
nimmt.  

Erholungs- und Freizeitfunktion; die Nutzung und die Erlebbarkeit von Grün- und Freiflächen 
hängt einerseits von der infrastrukturellen Ausstattung (insbesondere das nutzbare We-
genetz), andererseits von der Nähe zu den Quellorten (Siedlungen) der Nutzer ab. Im 
Gegensatz zu den Wohn- und Wohnumfeldfunktionen sind die Ausweichmöglichkeiten 
gegenüber erfolgenden Beeinträchtigungen durch die Mobilität des Nutzers eher gege-
ben. Bei den Erholungs- und Freizeitfunktionen wird auch die einrichtungsbezogene Er-
holung mit betrachtet. 

 

2.1.1 Bestandsbeschreibung und Bewertung 

Wohn- und Wohnumfeldfunktionen 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Wohnnutzungen vorhanden. Westlich des Plangebie-
tes befinden sich an der Brassertstraße allgemeine Wohngebiete. Im südlich anschließenden 
Gewerbegebiet ist eine betriebsbezogene Wohnnutzung vorzufinden. 
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Abb. 7: Schutzgut Mensch 

 

Freiraumbezogene Erholung 

Die Wegeführung im Grünzug im Süden des Plangebietes und die Zechenstraße sind im 
Integrierten räumlichen Entwicklungskonzept (STADT MARL 2016) als „Freizeitradwege (Er-
gänzung / Planung)“ mit der ergänzenden Darstellung „Vernetzung Grünräume“ dargestellt. 

Großräumig wird damit eine Vernetzung der Halden Brinkfortsheide, Brassert und Lipper 
Höhen gewährleistet (u. a. ehemalige Zechenbahn). 

 

Abb. 8: Auszug aus dem integrierten räumlichen Entwicklungskonzept (Stadt Marl 2016) 
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Vorbelastungen 

Als Vorbelastungen sind Gewerbe- und Verkehrslärm relevant. 

Gewerbelärm: Der Abstand zwischen der nächsten Wohnbebauung an der Brassertstraße 
und den Gewerbegebieten im Plangebiet beträgt ca. 150 m. In der Begründung zum B-Plan 
157 (vgl. STADT MARL 1989/2015) ist ausgeführt, dass ein bis zu 100 m breiter Streifen eines 
Teils der Bergehalde der ehemaligen Zeche Brassert zu einem 12 m – 20 m hohen Wall mo-
delliert worden ist. „Durch den Wall sollen mögliche Immissionen soweit gemindert werden, 
dass im Gewerbegebiet auch Gewerbebetriebe zugelassen werden können, die gemäß dem 
Abstandserlass (Ausl. d. Verf.) einen größeren Abstand zur Wohnbebauung erfordern, wobei 
insbesondere für den westlich der Erschließungsstraße vorgesehenen Teil auf das Erforder-
nis einer Einzelfallüberprüfung aus immissionsschutzrechtlicher Sicht hingewiesen wird. Bei 
den Lärmimmissionen werden die Planungsrichtpegel durch den Wall weit unter die für ein 
allgemeines Wohngebiet zulässigen Werte gebracht. Durch andere Immissionen sind wegen 
der Nähe des Walles und der überwiegend vorherrschenden westlichen Windrichtungen kei-
ne erheblichen Nachteile oder erheblichen Belästigungen für die Wohngebiete an der 
Brassertstraße zu befürchten.“ 

Verkehrslärm: Durch den Verkehr an der Brassertstraße (Ortsdurchfahrt der Kreisstraße K 
6) werden die Planungsrichtwerte für das allgemeine Wohngebiet an der Brassertstraße  und 
auch das Mischgebiet an der Brassertstraße überschritten. 

Der Orientierungswert für das allgemeine Wohngebiet von 45 dB (nachts) bzw. 55 dB (tags) 
wird um 11,5 dB überschritten. Der Orientierungswert für das Mischgebiet von 50 dB 
(nachts) bzw. 60 dB (tags) wird um 6,3 dB bzw. 6,5 dB überschritten.  

Im Bebauungsplan 157 sind entsprechende passive Lärmschutzmaßnahmen festgesetzt 
worden (vgl. Anlage zur Begründung zum Bebauungsplan Nr. 157). 

 

Schutzwürdigkeit/Empfindlichkeit 

Die Empfindlichkeit bezüglich des Schutzgutes Mensch und Gesundheit, Bevölkerung wird 
im Wesentlichen anhand der Kriterien der Aufenthaltsqualität / Nutzungsfrequenz des Rau-
mes sowie an dem Grad der örtlichen Gebundenheit / Ausweichmöglichkeit der Nutzer ge-
messen. 

Die folgende Tabelle zeigt die Kriterien der Einstufung der Raumempfindlichkeiten. Bei der 
Einstufung und Abgrenzung (vgl. Abb. 7) werden die Darstellungen im Flächennutzungsplan 
(vgl. Abb. 5) maßgeblich berücksichtigt. 

Innerhalb des Plangebietes ist die Empfindlichkeit gegenüber den planbedingten Auswirkun-
gen insgesamt als gering einzustufen. Im Umfeld  sind Nutzungen und Funktionen mit mittle-
rer bis sehr hoher Empfindlichkeit (vgl. Abb. 7). 
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Tab. 5: Raumempfindlichkeit Schutzgut Mensch, Gesundheit, Bevölkerung insgesamt 

Empfindlichkeit 
Wohn- und Wohnumfeldfunktionen,  
Aufenthaltsbereiche 

Erholungsnutzung und 
Freizeitinfrastruktur 

sehr hoch 

Wohngebiete, Wohnnutzungen incl. 
private Grünflächen 

Schule (Unterrichtsräume, incl. Freiflä-
chen) 

ausgewiesene erholungsrelevante 
Wege in Grünzügen bzw. im un-
beeinträchtigtem Freiraum / (Erho-
lungs-)Wald 

hoch 

Mischgebiet / Einzelhausbebauung 
außerhalb ausgewiesener Wohngebie-
te,  

zusammenhängender, 
unzerschnittener Freiraum im Sied-
lungsumfeld 

(Erholung-) Wald in anthropogen be-
einflussten, vorbelasteten Bereichen 

Grünflächen mit spezieller Aufent-
haltsqualität 

sonstige ausgewiesene erholungsre-
levante Wege 

mittel 

sonstiger allgemeiner Freiraum / Grün-
flächen mit Erschließungsfunktion 

Aufenthaltsbereiche / Erschließungs-/ 
Wohnstraßen 

Wegeverbindung ohne Rundwegbe-
ziehung bzw. straßenbegleitende 
Radwege 

sonstiger Freiraum / Wald 

gering 
Gewerbe, Industrie-, Sondergebiete 
sowie überörtliche Verkehrsflächen 

Gewerbe, Industrie-, Sondergebiete 
sowie Verkehrsflächen 

 

Die erholungsrelevanten Wege mit den begleitenden Grünstrukturen weisen eine hohe Emp-
findlichkeit gegenüber Zerschneidung und Inanspruchnahme auf. In dieser Hinsicht ergeben 
sich planbedingt keine Auswirkungen.  

Eine hohe bis sehr hohe Empfindlichkeit gegenüber zusätzlichen Lärmimmissionen weisen 
die Wohnnutzungen im Bereich der Wohnbau- und Mischbauflächen auf. 

Vorbelastungen bestehen aufgrund der verkehrlichen und gewerblichen Nutzungen im Plan-
gebiet bzw. im Umfeld (vgl. PEUTZ CONSULT 2022).  
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2.1.2 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung und Durchfüh-
rung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ergeben sich gegenüber dem Ist-Zustand keine Ver-
änderungen. 

Bei Durchführung der Planung sind grundsätzlich bauzeit-, anlage-  und betriebsbedingte 
Projektwirkungen bei der Auswirkungsanalyse zu berücksichtigen. 

Mit bauzeitbedingte Auswirkungen ist im vorliegenden Fall nicht zu rechnen, da das Plan-
gebiet vollständig bebaut und erschlossen ist. Die Festsetzungen des Bebauungsplans füh-
ren nicht zu unmittelbaren Bautätigkeiten. 

Bauzeitbedingte Auswirkungen sind somit nur bei Umbaumaßnahmen bzw. Neubaumaß-
nahmen nach Nutzungsaufgabe und Rückbau vorhandener Anlagen und Infrastruktur ab-
sehbar. Für diese Fälle wären dann die entsprechenden Vorgaben im Baugenehmigungsver-
fahren im Einzelfall zu berücksichtigen. 

Wegen der vollständigen Bebauung und infrastrukturellen Erschließung ergeben sich inso-
fern auch keine anlagebedingten Auswirkungen. 

Vor diesem Hintergrund besteht im Rahmen der Auswirkungsanalyse kein Bedarf an weiter-
gehenden Untersuchungen zu bauzeit- und anlagebedingten Auswirkungen. Diese Aussage 
trifft die nachfolgenden Schutzgüter (Kap. 2.2.2 – 2.8.2) gleichfalls zu. 

Relevante betriebsbedingte Auswirkungen sind zusätzliche Immissionen durch Gewerbe- 
bzw. Verkehrslärm. 

Betriebsbedingte Lärmimmissionen durch Gewerbelärm 

In der schalltechnischen Untersuchung (vgl. PEUTZ CONSULT 2022) wird auf der Grundlage 
der Berechnungsergebnisse nachgewiesen, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm, 
bzw. an den Immissionsorten 01-02 (Wohnhäuser an der Sickingmühler Straße) und 27-31 
(Wohnhäuser an der Brassertstraße) die um 6 dB geminderten, anteiligen Immissionsricht-
werte, tags und nachts an sämtlichen Immissionsorten eingehalten werden. Sofern die antei-
ligen Immissionswerte nicht überschritten werden, besagt die TA Lärm, dass der jeweilige 
Immissionsbeitrag der betrachteten Anlage als nicht relevant anzusehen ist. 

Auch bei kurzzeitigen Geräuschspitzen werden die zulässigen Maximalpegel am Tag und in 
der Nacht an allen Immissionsorten eingehalten. 

Auf das Plangebiet einwirkende Verkehrslärmimmissionen 

In der schalltechnischen Untersuchung (vgl. PEUTZ CONSULT 2022) wurden die auf das Plan-
gebiet einwirkenden Verkehrslärmimmissionen ermittelt und gemäß DIN 18005 beurteilt. 

An den Baugrenzen nahe der Zechenstraße ergeben sich Beurteilungspegel bis zu 66 dB(A) 
am Tag und bis zu 58 dB(A) in der Nacht. Somit werden die schalltechnischen  Orientie-
rungswerte für Gewerbegebiete von 65 dB(A) am Tag um bis zu 1 dB(A) und von 55 dB(A) in 
der Nacht um bis zu 3 dB(A) überschritten. In den Bereichen des Plangebietes mit größerem 
Abstand zur Zechenstraße ergeben sich deutlich niedrigere Beurteilungspegel und die 
schalltechnischen Orientierungswerte werden überwiegend eingehalten. 
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Aufgrund der Überschreitungen der schalltechnischen Orientierungswerte wird im schall-
technischen Gutachten (PEUTZ CONSULT 2022) empfohlen, Festsetzungen zum passiven 
Lärmschutz innerhalb des Plangebietes auf Basis der maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß 
DIN 4109 zu treffen. 

Es wurden maßgebliche Außenlärmpegel von bis zu 72 dB(A) am Tag und in der Nacht an 
den Baugrenzen nahe der Zechenstraße berechnet. Daraus ergibt sich exemplarisch für ei-
nen beispielhaften Raum berechnet ein erforderliches Schalldämmmaß der Außenbauteile 
von Büroräumen R`w,ges = 37 dB, von Wohnräumen R`w,ges = 42 dB und von Schlafräumen 
von R`w,ges = 42 dB. 

Ergänzend wird bei im Gewerbegebiet ausnahmsweise zulässigen Wohnnutzungen empfoh-
len, für Schlafräume, an deren Fassaden nachts Beurteilungspegel von > 45 dB(A) vorliegen, 
als Minderungsmaßnahmen schallgedämpfte Lüftungseinrichtungen festzusetzen. 

Verkehrslärmveränderungen im Umfeld des Plangebietes 

Zu einer Verkehrslärmveränderung im Umfeld des Plangebietes hat die Stadt Marl auf Basis 
von Verkehrszählungen und Untersuchungen, die im Laufe der baulichen Entwicklung des 
bereits langjährig vollständig genutzten Plangebietes erfolgt sind, eine ausführliche Betrach-
tung erstellt, die im folgenden nachrichtlich dargestellt sind (vgl. STADT MARL 2022): 

„Bei der Entwicklung eines Baugebiets sind regelmäßig auch die Schallimmissionen im Um-
feld auf Grund hinzukommender Verkehre zu betrachten. Im vorliegenden Fall handelt es 
sich um ein seit ca. 20 Jahren bestehendes Gewerbegebiet, welches durch den Bebauungs-
plan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ überplant werden soll. Das Gebiet befindet sich vollstän-
dig in Nutzung, durch den Bebauungsplan werden keine zusätzlichen Baulandentwicklungen 
ermöglicht. Da heute in dem Bereich mit Zentralem Betriebshof und mehreren Einzelhan-
delsbetrieben bereits überwiegend verkehrsintensive Betriebe ansässig sind, ist bei einer 
zukünftigen Nutzungsänderung folglich keine zusätzliche Belastung zu erwarten.  

Die unmittelbar durch zu- und abfließenden Verkehr betroffenen Straßen sind durch die An-
bindung der Zechenstraße, die Brassertstraße im Westen und die Sickingmühler Straße im 
Osten. An beide Straßen sind begleitend Wohnhäuser und damit schutzwürdige Nutzungen 
vorhanden.  

 Brassertstraße: Das Baugebiet wurde erstmalig auf Grundlage des Bebauungsplans 
Nr. 157 entwickelt. In diesem Zusammenhang wurde 1987 an der Brassertstraße auf 
Höhe des Plangebiets eine Verkehrszählung durchgeführt mit einer prognostizierten 
Belastung von 12.963 Kfz/ 24h (Stadt Marl). Zu diesem Zeitpunkt war das südlich an-
grenzende Gewerbegebiet (Bebauungsplan 81) an der Zechenstraße schon weitge-
hend entwickelt. Die Verkehre wurden damals über den sogenannten Bieberweg an 
die Brassertstraße angebunden, so dass der Verkehr Richtung Norden zu einer Be-
lastung der Brassertstraße im Abschnitt nördlich der Einmündung (Höhe Glück-auf-
Schule) geführt hat. Ausgehend von der prognostizierten Verkehrsbelastung wurden 
für die Brassertstraße 2009 Beurteilungspegel von 67,5 dB(A) tags und 58,6 dB 
(nachts) ermittelt. Damit werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für Allgemeine 
Wohngebiet und Mischgebiete über-schritten, so dass im Bebauungsplan 157 für die 
durch den Bebauungsplan erfassten Allgemeinen Wohngebiete und Mischgebiete 
passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt worden sind. Die Grenzwerte, ab denen 
eine Gesundheitsgefährdung nicht ausgeschlossen werden kann (70 dB(A) tags und 
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60 dB(A) nachts) werden aber weiterhin unterschritten. Im Jahr 2021 wurde zur Re-
duzierung der Verkehrsemissionen in die Brassertstraße von Süden kommend bis zur 
Einmündung Zechenstraße lärmoptimierter Asphalt (LOA) eingebaut. Das Plangebiet 
selber wurde ab ca. 2002 entwickelt und die projektierte Verlängerung der Zechen-
straße war 2006 fertiggestellt. Damit hatte die Bieberstraße ihre Bedeutung verloren 
und der gesamte Verkehr des Gewerbegebietes mit Fahrtrichtung Norden und Wes-
ten wird seit dem über die Zechenstraße an die Brassertstraße geführt. Aus den Ver-
kehrszählungsdaten vor (2001) und seit Innutzungsnahme des Plangebiets wird deut-
lich, dass die Verkehrszahlen auf der Brassertstraße weitgehend konstant geblieben 
sind. In dem Abschnitt der Brassertstraße südlich der Einmündung Zechenstraße 
wurden 2001 10.222 Kfz/ 24h (Stadt Marl), 2009 10.667 Kfz/ 24h (Stadt Marl) und 
2015 10.532 Kfz/ 24h (NRW) gezählt. Auch kann davon ausgegangen werden, dass 
die Zechenstraße mit einem Verkehrsaufkommen von 6.738 Kfz/ 24 h 2015 (NRW) 
eine gewisse Umgehungsfunktion wahr-nimmt, die zur Entlastung der Brassertstraße 
beiträgt. Dies betrifft insbesondere die An- und Abfahrt zur BAB 52, Anschlussstelle 
Brassert.  

 Sickingmühler Straße: Eine Anbindung des Gewerbegebiets an die Sickingmühler 
Straße besteht schon seit Entwicklung des südlich angrenzenden Gewerbegebiets 
(Bebauungsplan 81) Mitte der 1980er Jahre. Während die Abfahrt Richtung Nordos-
ten über den Dümmerweg und damit ebenfalls durch ein Gewerbegebiet führt, führt 
die Abfahrt Richtung Süden über die Sickingmühler Straße, an der auch Wohnhäuser 
und damit schutzwürdige Nutzungen bestehen.  

 Verkehrszählungsdaten aus der Zeit vor der baulichen Entwicklung des Plangebiets 
2002 liegen für die Sickingmühler Straße nicht vor. In dem Abschnitt südlich der Ein-
mündung Zechenstraße wurden 2008 4.509 Kfz/ 24h (Stadt Marl) und 2015 4.571 
Kfz/ 24h (NRW) gezählt. Im Rahmen der Zählung 2008 wurde auch eine Zählstelle 
nördlich der Einmündung Zechenstraße mit 5.892 Kfz/ 24h erfasst. Die deutliche Dif-
ferenz zwischen den Werten nördlich und südlich der Einmündung Zechenstraße be-
stätigt noch einmal, das zum einen der überwiegende Ziel- und Quellverkehr Rich-
tung Norden, und damit durch Gewerbegebiete abfließt und zum anderen, dass die 
Zechenstraße als kleine Umgehung in Brassert fungiert.  

 Im Zuge eines geplanten verkehrsintensiven Vorhabens weiter nördlich an der 
Sickingmühler Straße wurde ein Immissionsgutachten erarbeitet, wonach basierend 
auf den Werten der landesweiten Verkehrszählung von 2015 für die Sickingmühler 
Straße im Bestand Beurteilungspegel von 62 dB(A) tags und 54,9 dB(A) nachts ermit-
telt wurden. Damit werden die Grenzwerte, ab denen eine Gesundheitsgefährdung 
nicht ausgeschlossen werden kann deutlich unterschritten. Dies impliziert, dass das 
über das Gewerbegebiet an der Zechenstraße insgesamt induzierte zusätzliche Ver-
kehrsaufkommen auf dem südlichen Abschnitt der Sickingmühler Straße zu keinen 
ungesunden Wohnverhältnissen führt. 

 Fazit: Auch wenn ein Großteil des Ziel- und Quellverkehrs aus dem Plangebiet Rich-
tung Nordwesten zur Anschlussstelle Brassert (BAB 52) und Nordosten über das 
Gewerbegebiet am Dümmerweg abfließt, kann eine zusätzliche Belastung der 
Brassertstraße und der Sickingmühler Straße - jeweils südlich der Einmündung der 
Zechenstraße – durch den Ziel- und Quellverkehr der im Plangebiet bestehenden Be-
triebe nicht abgesprochen werden. Andererseits wurde mit der Herstellung der An-
bindung der Zechenstraße an die Brassertstraße die Möglichkeit einer Umfahrung 
geschaffen, die u.a. den Gewerbegebieten am Dümmerweg und an der Zechenstraße 
eine Anbindung an die BAB 52 (Anschlussstelle Brassert) ermöglicht und damit zu ei-
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ner Entlastung der südlichen Abschnitte der Brassertstraße und der Sickingmühler 
Straße beiträgt. Auch kann aufgrund der erhobenen Daten ausgeschlossen werden, 
dass der Ziel- und Quellverkehr aus dem Plangebiet zu ungesunden Wohnverhältnis-
sen an den betroffenen Straßen führt.“  

Sonstige Immissionen durch Licht, Schadstoffe, Geruch 

Aufgrund der Festsetzungen im Bebauungsplangebiet und unter Berücksichtigung der in der 
Vergangenheit genehmigten Anlagen und Betriebe sind erhebliche nachteilige Auswirkungen 
durch Licht-, Schadstoff- bzw. Geruchsimmissionen nicht zu erwarten (vgl. Begründung zum 
Bebauungsplan). 

Wirkungen der 112. Änderung des Flächennutzungsplans 

Die beschriebenen Umweltwirkungen des Bebauungsplans Nr. 248 werden durch die Ände-
rung des Flächennutzungsplans in Teilen vorbereitet und ermöglicht. Die oben gemachten 
Feststellungen treffen daher auf die FNP-Änderung in gleichem Maße zu. Weitergehende 
bewertungsrelevante Wirkpfade bestehen nicht. 

Fazit:  

Erhebliche Beeinträchtigungen durch Gewerbelärm treten nicht ein. 

Erhebliche Beeinträchtigungen durch Verkehrslärmimmissionen werden innerhalb des Plan-
gebietes durch die festgesetzten passiven Lärmschutzmaßnahmen vermieden. 

Verkehrslärmveränderungen im Umfeld des Plangebietes aufgrund des Ziel- und Quellver-
kehrs aus dem Plangebiet führen nicht zu ungesunden Wohnverhältnissen an den betroffe-
nen Straßen. 

Aufgrund der Festsetzungen im Bebauungsplangebiet sind erhebliche nachteilige Auswir-
kungen durch Licht-, Schadstoff- bzw. Geruchsimmissionen nicht zu erwarten 

Die umweltfachliche Erheblichkeit für das Schutzgut Mensch, Gesundheit, Bevölke-
rung insgesamt tritt sowohl für den Bebauungsplan als auch für die FNP-Änderung 
nicht ein. 
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2.2 Tiere, Pflanzen / Biologische Vielfalt 
Datengrundlagen 

Neben der einschlägigen Literatur und dem Datenpool der Stadt Marl und dem Kreis Reck-
linghausen werden bezüglich des Schutzgutes „Tiere und Pflanzen / Biologische Vielfalt“ 
folgende Unterlagen ausgewertet: 

 Informationssystem des LANUV 
 Gelände-/Ortsbesichtigungen 
 Artenschutzrechtliche Fachbeitrag (STADT MARL 2022)  

Wesentliche Funktionen 

Hauptsächliche Funktionen innerhalb des Schutzgutes sind  

 die allgemeinen Lebensraumfunktionen der Biotoptypen, 
 die Habitatfunktion für Tierarten und deren Entwicklungsbereiche, 
 die Biotopverbundfunktionen. 

2.2.1 Bestandsbeschreibung und Bewertung 

Potenziell natürliche Vegetation 

Die heutige potenzielle natürliche Vegetation (HPNV) beschreibt diejenige Vegetationseinheit 
(in der Regel Klimax-Waldgesellschaft), die sich nach Einstellen der menschlichen Einfluss-
nahme im Gebiet einstellen würde. Sie gibt dadurch Hinweise auf die natürlichen abiotischen 
Standortbedingungen (Boden, Wasser, Klima) als Voraussetzung für die Ausprägung des 
jeweiligen Biotoppotenzials (Biotoptypen, Pflanzengesellschaften) und daran gebundene 
Pflanzen- und Tierarten. Die HPNV im Untersuchungsraum wird vom Eichen-Birkenwald ein-
genommen (BURRICHTER, 1973). Nach Süden bestehen Übergänge zum Flattergras-
Buchenwald. 

Die natürliche Ausgangssituation ist aufgrund der anthropogenen Überprägung vollständig 
überprägt. 

Biotop-/Nutzungstypen 

Im Plangebiet sind überwiegend Biotop- und Nutzungstypen vorhanden, die eine geringe bis 
keine Bedeutung als Lebensraum für die einheimische Tier- und Pflanzenwelt aufweisen. Es 
handelt sich überwiegend um bebaute und versiegelte Gebwerbe- und Sondergebiets- sowie 
Verkehrsflächen. 

Die Verkehrsgrün-, Abstandsflächen und Straßenbäume weisen als Lebensraum für die ein-
heimische Tier- und Pflanzenwelt eine als gering bis zum Teil mittel einzustufende Bedeu-
tung für wenig anspruchsvolle Arten auf. Die Straßenbäume und Baumpflanzungen auf den 
Flächen des Gewerbegebietes weisen überwiegend ein geringes Baumholz auf (vgl. Fotos, 
Abb. 8). Zusammenhängende Grün-/Freiflächen mit Bedeutung für den örtlichen und überört-
lichen Biotopverbund sind 

 die Grünflächen am Fuß-/Radweg im Süden des Plangebietes (örtliche Bedeutung) 
 Gehölzbestandene Grünflächen am Westrand (vgl. Foto 6-8 in Abb. 9) als Teil der 

begrünten Halde, die Waldeigenschaften aufweist (überörtliche Bedeutung, da Teil 
einer Biotopverbundfläche, vgl. Abb. 8). 
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Baumschutzsatzung 

Innerhalb des Bebauungsplangebiets ist die Satzung zum Schutz des Baumbestandes der 
Stadt Marl zu beachten (vgl. B-Plan Nr. 157 Hinweis Nr. 3.1).  

Schutzgebiete, geschützte Landschaftsbestandteile, schutzwürdige Biotope und Bio-
topverbundflächen  

In der nachfolgenden Abbildung 8 sind die Vorkommen im Bereich und Umfeld des Plange-
bietes dargestellt: 

 Die Lindenallee an der Brassertstraße ist im Alleenkataster mit der Objektkennung 
AL-RE-0024 enthalten (LANUV 2022a). 

 Teilflächen der Halde im Westen sind als schutzwürdiger Biotop BK-4308-0022 „Re-
kultivierte Bergehalde bei Marl-Brassert“ erfasst. 

- Objektbeschreibung: Die kleine etwa 10 m hohe Aufschüttung aus Bergema-
terial liegt östlich von Hausgärten der Bebauung an der Brassertstraße. Die 
Halde ist überwiegend mit Gehölzen bewachsen, das Kuppenplateau enthält 
noch offene wiesenartige bis hochstaudenreiche Bereiche. Dieser Struktur-
wechsel, Blütenangebot und Angebot an warmen Stellen bestimmt den Wert 
der Halde als Lebensraum für Heuschrecken und blütenbesuchende Insekten. 
Im Zusammenhang mit dem landesweiten Biotopverbund der blütenreichen 
Magerrasen kommt dem Gebiet eine große Bedeutung zu. Schutzziel ist die 
Erhaltung der mageren Grünlandbereiche.  

 Landschaftsschutzgebiet LSG-4308-005 „LSG Frentroper Marl“ 
- Nördlich des Plangebietes ragt das Landschaftsschutzgebiet in den Untersu-

chungsraum.  
- Die Ausweisung als LSG soll die vorhandenen positiven Schutzfunktionen für 

den Naturhaushalt, seinen eigenen Landschaftscharakter sowie die damit 
verbundenen Erholungspotenziale sichern. Im Nordwesten von Marl stocken 
großflächige Kiefernforste auf sandigen Böden, die vom Grundwasser beein-
flusst sind. Darüber hinaus haben sich zahlreiche Siedlungsstrukturen entwi-
ckelt, die die ökologischen Funktionen stark in Mitleidenschaft ziehen. Dort 
sind großflächige Industrieansiedlungen, Haldenschüttbereiche, Siedlungs- 
und Gewerbeflächen sowie Freileitungs- und Verkehrstrassen entstanden. 
Dennoch sind Ausgleichs-, Schutz- und Pufferfunktionen für das inner-
städtische Klima die wertbestimmenden Funktionen dieses Raumes. Die ver-
bliebenen älteren Eichen- und Erlenbestände, Bestände der Hartholzaue des 
ehemaligen Uferverlaufes vom Weiherbach, die vorhandenen Kleingewässer, 
zahlreiche Gräben mit Röhrichten und Feuchtstaudenfluren, feuchte Grün-
landflächen, lange Saumbereiche, Feldgehölze, Hecken, Baumreihen und 
Gebüschgruppen sind ökologisch bedeutsame Refugien und stellen den Wert 
des Landschaftsschutzgebietes als Rückzugsraum für die bedrängte Tier- und 
Pflanzenwelt dar. Wald und Feld, Acker und Grünland sind eng miteinander 
verzahnt, angereichert mit Gehölzreihen und -gruppen. Im Norden bildet der 
Wesel-Datteln-Kanal die nördliche Grenze des Schutzgebietes. Dem Erho-
lungssuchenden bietet sich somit ein abwechslungsreiches Landschaftsbild, 
der die gute Ausstattung mit Rad- und Wanderwegen als Erholungspotenzial 
nutzen kann.  
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 Biotopverbundfläche VB-MS-4308-007 „Freiraumkorridor im Norden von Marl 
Brassert 

- Bewertung: besondere Bedeutung (Verbindungs-, Ergänzungs- und Entwick-
lungsbereiche des Biotopverbundes NRW) 

- Schutzziel: Erhalt eines vielfältig strukturierten, für den Ballungsraum typi-
schen Landschaftsraumes, Erhalt und Optimierung bodenständiger Waldge-
sellschaften, Erhalt und Entwicklung von Brachflächen und Haldenbereiche 
als wertvolle Sekundärlebensräume , Erhalt der Grünlandflächen und 
Gehölzstrukturen 

- Entwicklungsziel: Offenhalten des Freiraumkorridors (Keine Siedlungs-, In-
dustrie- oder Gewerbegebietserweiterungen), Entwicklung und Förderung na-
turnaher, bodenständiger Waldgesellschaften durch einen schonenden Um-
bau der Nadelwälder, Naturnahe Gewässergestaltung und/oder Anreicherung 
mit Gewässer- und Auen typischen Elementen 

 

Abb. 9: Schutzgebiete, geschützte Biotope, Alleen und Biotopverbundflächen (nach LANUV 
2022a, eigene Darstellung auf Basis der DGK 5, Geobasis NRW) 
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Foto 1: Straßenbäume an der Zechenstraße 
(Blick nach Osten, Richtung Zufahrt Wertstoffhof) 

Foto 2: Straßenbäume an der Zechenstraße 
(Blick nach Osten, Richtung Zufahrt Wertstoffhof) 

  
Foto 3: Baumarktparkplatz östlich der Zechen-
straße 

Foto 4: Eingrünung der Baumarktes nördlich der 
Zechenstraße 

  
Foto 5: Lebensmitteldiscounter westlich der Ze-
chenstraße 

Foto 6: Gehölzbestandene Böschung am Hal-
denfuß am Westrand des Geltungsbereichs 
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Foto 7: Gehölzbestandene Böschung am Hal-
denfuß am Westrand des Geltungsbereichs 

Foto 8: Gehölzbestandene Böschung am Hal-
denfuß am Westrand des Geltungsbereichs 

  
Foto 9: Regenrückhaltebecken am Nordrand des 
Bebauungsplangebietes östlich der Zechenstra-
ße 

Foto 10: Baumgruppe aus Pappeln und Rosskas-
tanie am Grünzug östlich der Zechenstraße 

  
Foto 11: Fuß-/Radweg mit begleitenden Gehöl-
zen am Südrand des Plangebietes 

Foto 12: Fuß-/Radweg mit begleitenden Gehöl-
zen am Südrand des Plangebietes 

Abb. 10: Örtliche Situation im Bereich des Plangebietes 
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Artenschutz 

Unter Berücksichtigung der im Plangebiet vorhandenen Lebensraumtypen wurde das poten-
zielle Vorkommen planungsrelevanter Arten recherchiert (vgl. STADT MARL 2022). Vorkom-
men im Untersuchungsgebiet werden nach einer Begehung am 11.11.2020 sowie einer er-
neuten Kontrollbegehung am 30.08.2022 wie folgt eingeschätzt: 

 Säugetiere 
Im Untersuchungsgebiet ist mit dem potenziellen Vorkommen von insgesamt 13 Fle-
dermausarten zu rechnen  
 
Die Nutzung verschiedener Lebensräume und Quartiere wird vor allem durch die Jah-
reszeiten beeinflusst. Da keine Fledermausart ausschließlich einen speziellen Le-
bensraumtyp nutzt und zwischen einzelnen Lebensraumtypen diverse Wechselwir-
kungen bestehen, erfolgt die Klassifizierung der Arten je nach Grad der Lebensraum-
nutzung. So wird hauptsächlich zwischen „Offenland- und Waldfledermaus“ bzw. 
„Gebäude- und Baumfledermaus“ unterschieden. 

Im Untersuchungsgebiet sind sowohl potenzielle Sommer- als auch Winterquartiere 
vorhanden. Durch das junge Alter des aufstockenden Baumbestandes kann das Vor-
handensein dieser Quartiere aber auf die bestehenden Gebäude beschränkt werden. 
Eine Beeinträchtigung von waldbewohnenden Fledermäusen, wie zum Beispiel dem 
kleinen oder großen Abendsegler (Nyctalus leisleri / Nyctalus noctula) oder der Was-
serfledermaus (Myotis daubentonii), ist nicht zu erwarten. Bei den vorhandenen Ge-
bäudequartieren handelt es sich hauptsächlich um Spaltenverstecke an den vorhan-
denen Gebäuden (Dachzwischenräume, Verblendungen, (Halb-)Offene Lagerhallen). 
 
Im freien Luftraum jagende Arten wie die beiden Abendseglerarten (Nyctalus leisleri / 
Nyctalus noctula) oder die Zweifarbfledermaus (Vesperiolio murinus) könnten das 
Gebiet potenziell zur Jagd nutzen. Durch den geringen Anteil an Grünflächen, sowie 
dem hohen Beleuchtungsgrad kann die Bedeutung des Plangebietes als Jagdhabitat 
für die klassischen Vegetationsjäger (Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus), 
Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii), Mückenfledermaus (Pipistrellus 

pygmaeus), Fransenfledermaus (Myotis nattereri), Wasserfledermaus (Myotis 

daubentonii)) als gering eingestuft werden. Bei einer derzeitigen Nutzung als Quartier 
haben sich die vorhandenen Individuen mit den bestehenden Wirkfaktoren arrangiert. 
Die Nutzung potenzieller Quartiere im unmittelbaren Umfeld (u.a. Gehölzbestände im 
Norden, Nordosten, Freizeitgelände Brassert, Dümmerbach & Auenbereiche) ist je-
doch deutlich wahrscheinlicher. Eine weitere vorhabenbedingte Beeinträchtigung der 
Quartierfunktion kann somit ausgeschlossen werden. 

 Vögel 
Bei den vorhandenen Flächen handelt es sich bis auf das Straßenbegleitgrün (Rand-
streifen, Straßengehölze etc.) vor allem um vollversiegelte Flächen. Die aufstocken-
den Gehölze wurden im Zuge der Erschließung des Gebietes angelegt und sind von 
jungem bis mittlerem Alter. Während der Begehungen am 11.11.2020 sowie am 
30.08.2022 konnten keine Hinweise auf die Reproduktion planungsrelevanter Arten 
erbracht werden. 
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Durch den hohen Grad der anthropogenen Überprägung, der naturfernen Gestaltung 
des Plangebietes mit nur wenigen straßenbegleitenden Gehölzstrukturen, sowie den 
bestehenden Wirkfaktoren sind für die potenziell vorkommenden planungsrelevanten 
Arten keine relevanten Habitatstrukturen vorhanden. 

Potenzielle Horstbäume für Greifvögel wie den Sperber (Accipiter nisus), Habicht 
(Accipiter gentilis) oder Turmfalke (Falco tinnunculus) sind nicht vorhanden. Ebenso 
wenig finden sich im Plangebiet Baumhöhlen für zum Beispiel Star (Sturnus vulgaris), 
den Feldsperling (Passer montanus) oder Käuze (Wald- oder Steinkauz). Auch als 
Jagdhabitat weist das Gebiet durch den hohen Versiegelungsgrad keine relevante 
Bedeutung auf. Im Umfeld des Plangebietes befindliche Grünstrukturen sind sowohl 
hinsichtlich der Quartiers- als auch der Jagdhabitatfunktion deutlich attraktiver. 

 Reptilien 
Im Rahmen der Geländebegehung konnten im Plangebiet und dessen näherem Um-
feld keine Hinweise auf eine mögliche Nutzung des Gebietes durch eine Zauneidech-
se erbracht werden. Da im Plangebiet geeignete Habitatstrukturen fehlen, kann ein 
Vorkommen im Plangebiet ausgeschlossen werden. 

Vorbelastungen 
Als Vorbelastungen sind die großflächige anthropogene Überprägung und die Stör- und 
Randeffekte durch verkehrliche und gewerbliche Nutzungen im Umfeld zu nennen.  

Schutzwürdigkeit/Empfindlichkeit 

Die Schutzwürdigkeit/Empfindlichkeit des Plangebietes ist überwiegend gering.  

Eine als mittel einzustufende Bedeutung/Empfindlichkeit kommt den Grünstrukturen und Ein-
zelbäumen im Plangebiet zu. 

Durch kleinteilige, optimierende Maßnahmen (u. a. innere Durchgrünung, Qualifizierung von 
unversiegelten Frei-/Grünflächen, Baumpflanzungen, Dach- und Fassadenbegrünungen) 
besteht ein örtliches Aufwertungspotenzial für Arten mit geringer Empfindlichkeit gegenüber 
störenden Randeffekten. 

 

2.2.2 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung bzw. Durch-
führung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ergeben sich gegenüber dem Ist-Zustand keine Ver-
änderungen. 

Bei Durchführung der Planung kommt es nicht zu einer Abweichung der bereits bestehen-
den Wirkfaktoren. Baufeldfreimachungen, Gehölzrodungen oder Gebäudeabrisse sind zur 
Umsetzung des geplanten Vorhabens nicht notwendig. Neue Wirkfaktoren entstehen durch 
die rein formale Änderung nicht. 

Hinsichtlich des Artenschutzes ist festzustellen, dass keine Verbotstatbestände gem. § 44 
Abs. 1 BNatSchG ausgelöst werden. Es sind keine Vermeidungsmaßnahmen für die poten-
ziell vorkommenden planungsrelevanten Arten notwendig. 



Stadt Marl  Bebauungsplan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ 
  Umweltbericht 

L+S Landschaft + Siedlung AG   40 

Wirkungen der 112. Änderung des Flächennutzungsplans 

Die beschriebenen Umweltwirkungen des Bebauungsplans Nr. 248 werden durch die Ände-
rung des Flächennutzungsplans in Teilen vorbereitet und ermöglicht. Die oben gemachten 
Feststellungen treffen daher auf die FNP-Änderung in gleichem Maße zu. Weitergehende 
bewertungsrelevante Wirkpfade bestehen nicht. 

Die umweltfachliche Erheblichkeit für das Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Viel-
falt tritt sowohl für den Bebauungsplan als auch für die FNP-Änderung nicht ein. 

 

2.3 Fläche 
Im UVPG und entsprechend auch im BauGB wurde das Schutzgut Fläche zusätzlich aufge-
nommen. Damit ergibt sich der Sache nach jedoch keine grundsätzliche Änderung in der 
Abwägung, da der Flächenverbrauch bzw. Verluste von Schutzgutfunktionen aufgrund von 
Flächeninanspruchnahme auch bislang ein besonders entscheidungserheblicher Prüfaspekt, 
insbesondere beim Schutzgut Boden darstellte. 

Die Hervorhebung des Schutzgutes Fläche trägt vor allem der Tatsache Rechnung, dass 
Fläche eine bedeutsame begrenzte Ressource darstellt. Der Zuwachs von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen soll nach dem integrierten Umweltprogramm des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit bis zum Jahr 2030 auf 20 Hektar begrenzt 
werden. Bis zum Jahr 2050 soll – nach der Ressourcenstrategie der Europäischen Union – 
der Übergang zur Flächenkreislaufwirtschaft (Netto-Null-Ziel) geschaffen werden (vgl. UM-

WELTBUNDESAMT 2017). Zur Erreichung dieser Ziele wurde bereits 2013 ein Gesetz zur Stär-
kung der städtebaulichen Innenentwicklung erlassen, um die Flächenneuinanspruchnahme 
zu reduzieren. In diesem Zusammenhang ist insbesondere die Nutzung bzw. Umnutzung 
von innerörtlichen Brachflächen und Baulücken zu prüfen. Das Plangebiet wird beim Schutz-
gut Fläche hinsichtlich dieser Aspekte betrachtet. Die qualitative Ausstattung der „Flächen“ 
wird dann bei den Schutzgütern Boden, Tiere und Pflanzen u. a. im Weiteren berücksichtigt. 

2.3.1 Bestandsbeschreibung und Bewertung 

Die Bewertung orientiert sich an den in Tabelle 6 dargestellten Bewertungskriterien. Bislang 
unbeeinträchtigte Flächen im Freiraum, die aufgrund ihrer Lage (z. B. Biotopverbundflächen 
bzw. unzerschnittener großflächiger Landschaftsraum) besondere Funktionen haben, weisen 
eine sehr hohe Bedeutung und Empfindlichkeit auf. 

Im Plangebiet überwiegen Flächen mit geringer Bedeutung/Empfindlichkeit. Die rekultivierte 
Halde im Westen ist Teil einer Biotopverbundfläche und weist eine mittlere Bedeu-
tung/Empfindlichkeit auf. 

Die Waldflächen nördlich des Plangebietes sind von sehr hoher Bedeutung. Sie sind Teil 
einer Biotopverbundfläche (vgl. Abb. 11) und teilwiese als Landschaftsschutzgebiet ausge-
wiesen. 
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Tab. 6: Matrix zur Bewertung der Bedeutung / Empfindlichkeit des Schutzguts Fläche 

 
Lage /  
Funktion 

 
Nutzung /  
Vorbelastung 

Flächen im Freiraum 
bzw. mit besonderen 

Funktionen (z. Bsp. Teil 
eines unzerschnittenen 

Landschaftsraumes bzw. 
von Biotopverbundflä-

chen) 

Freiraum unmittelbar 
angrenzend am Sied-
lungsrand/ an überört-
lichen Verkehrsflächen 

Flächen innerhalb des 
Siedlungsraumes 

Grün-/Frei- Waldflächen 
ohne bauli-
che/verkehrliche Vor-
nutzung bzw. anthropo-
gener Überprägung 
(Halde o. ä.) 

I II III 

Flächen mit baulicher, 
verkehrlicher Vornut-
zung bzw. anthropoge-
ner Überprägung (Hal-
de, Aufschüttung o. ä.) 

III IV IV 

 I = sehr hoch II = hoch III = mittel IV = gering 

 

 

Abb. 11: Bedeutung/Empfindlichkeit beim Schutzgut Fläche 
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2.3.2 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung bzw. Durch-
führung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ergeben sich gegenüber dem Ist-Zustand keine Ver-
änderungen. 

Bei Durchführung der Planung ergeben sich keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
beim Schutzgut Fläche, da keine zusätzlichen Flächen beansprucht bzw. beeinträchtigt wer-
den. 

Die im wesentlichen des Bestand sichernden Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 248 
entsprechen den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz nach § 1a Abs. 2 BauGB. 
Danach soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind 
zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen so-
wie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. 

Wirkungen der 112. Änderung des Flächennutzungsplans 

Die beschriebenen Umweltwirkungen des Bebauungsplans Nr. 248 werden durch die Ände-
rung des Flächennutzungsplans in Teilen vorbereitet und ermöglicht. Die oben gemachten 
Feststellungen treffen daher auf die FNP-Änderung in gleichem Maße zu. Weitergehende 
bewertungsrelevante Wirkpfade bestehen nicht. 

Die umweltfachliche Erheblichkeit für das Schutzgut Fläche tritt sowohl für den Be-
bauungsplan als auch für die FNP-Änderung nicht ein. 
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2.4 Boden 
Datengrundlagen 

Neben der einschlägigen Literatur und dem Datenpool der Stadt Marl und dem Kreis Reck-
linghausen werden bezüglich des Schutzgutes „Boden“ insbesondere folgende Unterlagen 
ausgewertet: 

 Digitale Bodenkarte 1:50:000 (GEOLOGISCHER DIENST 2020) 
 Digitale Bodenfunktionskarte (KREIS RECKLINGHAUSEN (2017); BEARBEITER: INSTITUT 

FÜR UMWELT-ANALYSE, BIELEFELD)  

Wesentliche Funktionen 

Innerhalb der Schutzgutbetrachtung Boden sind dessen wesentliche Funktionen maßgeblich: 

 Funktion als Wuchsstandort für Pflanzen mit den Kriterien Standortpotenzial für natür-
liche Pflanzengesellschaften (Biotopentwicklungspotenzial) sowie natürliche Boden-
fruchtbarkeit (Ertragspotenzial) 

 Funktionen im Wasserhaushalt 
 Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 
 Speicher- und Reglerfunktion. 

Das Biotopentwicklungspotenzial wird als Wechselwirkung beim Schutzgut Tiere und Pflan-
zen (Kap. 2.2) betrachtet, die Funktionen im Wasserhaushalt beim Schutzgut Wasser (Kap. 
2.5) und die Funktion der Natur- und Kulturgeschichte beim Schutzgut kulturelles Erbe und 
sonstige Sachgüter (Kap. 2.8). Beim Schutzgut Boden fließen diese Funktionen jedoch über 
die Schutzwürdigkeit, die vom Geologischen Dienst ausgewiesen wird, indirekt mit ein. 

2.4.1 Bestandsbeschreibung und Bewertung 

Die natürliche Bodeneinheit im Plangebiet ist der Pseudogley-Podsol, zum Teil Podsol (vgl. 
GEOLOGISCHER DIENST 2020). Er besteht aus Mittel- und Feinsand (Flugsand, z. T. Sander) 
über stark lehmigem Sand und stark sandigem Lehm (Grundmoräne). Folgende Boden-
merkmale sind charakteristisch: 

 Verdichtungsempfindlichkeit: mittel 
 Wertzahl der Bodenschätzung: 16-30 (gering) 
 Versickerungseignung: ungeeignet und schwach staunass – Versickerungsanlagen, 

Mulden-Rigolen-Systeme (Bewirtschaftung mit gedrosselter Ableitung)  
 ökologische Feuchtestufe: wechseltrocken 
 Gesamtfilterfähigkeit: gering 

Vorbelastungen 

Das Plangebiet ist großflächig bebaut, versiegelt und anthropogen überprägt.  

Entsprechend sind nach der digitalen Bodenkarte von Nordrhein-Westfalen (GEOLOGISCHER 

DIENST 2019) bzw. der Bodenfunktionskarte (KREIS RECKLINGHAUSEN 2017) keine natürlichen 
Bodeneinheiten und somit auch keine schutzwürdigen Böden im Geltungsbereich des Plan-
gebietes dargestellt. 

Aus dem Kataster über Altlasten und altlastverdächtige Flächen (vgl. KREIS RECKLINGHAUSEN 

2021) liegen folgende Informationen vor: 
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 Die Halde Brassert ist als Altablagerung mit der Kennziffer 4308/45 Halde 
Brassert 1/2 erfasst. Die Halde Brassert ist zwischen ca. 1920 und 1956 entstanden. 
Vorrangig wurde Bergematerial, ausgeglühtes Nebengestein, Kohleschlamm sowie 
Hausmüll auf der Halde abgelagert. Im Jahre 1989 wurde die Halde im Rahmen einer 
Gefährdungsabschätzung durch das Erdbaulaboratorium Ahlenberg auf ihr Schad-
stoffpotenzial hin untersucht. Die Sondierungen wiesen Anschüttungen bis zu 4,5 m 
Mächtigkeit auf. Es zeigten sich Beimengungen  mit Haldenmaterial, Waschbergen, 
Bauschutt, Aschen und Kohlenschlamm in variierender Zusammensetzung. Analy-
tisch zeigten sich im Hinblick auf eine industriell, gewerbliche Folgenutzung keine 
gravierenden Auffälligkeiten der Schadstoffgehalte. Lediglich das Grundwasser wies 
eine erhöhte Aufsalzung auf. 

 In der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 157 (STADT MARL 2011) wird ausgeführt, 
dass es sich bei den Flächen für das geplante Gewerbegebiet und der „Fläche für die 
Forstwirtschaft“ (Wall) zum größten Teil um Flächen der Bergehalde der ehemaligen 
Zeche Brassert handelt. Um festzustellen, ob diese Flächen und das Bergmaterial für 
die vorgesehenen Nutzungen unbedenklich verwendet werden konnten, wurde ein 
Gutachten (Hygieneinstitut Gelsenkirchen vom 27.11.1984) erstellt. Danach ergeben 
sich keine Erkenntnisse, die der geplanten Nutzungsabsicht im Plangebiet entgegen-
stehen bzw. gegen eine Verwendbarkeit des Bergematerials für Dammbaumaßnah-
men sprechen. Bezüglich des Walls wird von einer Abdeckung der Haldenoberfläche 
mit kulturfähigem Boden ausgegangen, um im Bereich der Grün-  bzw. Waldflächen 
den Pflanzen ein zum Aufwuchs geeignetes Substrat zur Verfügung zu stellen. Ein 
Anbau von für den menschlichen Verzehr geeigneten Nutzpflanzen ist nicht zulässig. 
Anlässlich von Untersuchungen auf die Verwendbarkeit des Bergematerials für 
Dammbaumaßnahmen hat das Erdbaulaboratorium Essen am 20.02.1985 ein Gut-
achten erstellt. Auch aus diesem Gutachten ergeben sich keine Erkenntnisse, die der 
geplanten Nutzungsabsicht im Planbereich entgegenstehen würden. 

 Im Süden ragt der Altstandort 4308/192 Zeche Brassert 1/2 in das Plangebiet. Die 
Kohleförderung wurde 1972 eingestellt und das Gelände 1975 aus der Bergaufsicht 
entlassen. Auf dem Gelände ist mit zechentypischen anthropogenen Anschüttungen 
(z. Bsp. Bergematerial, Bauschutt, umgelagerte Böden, Aschen, Schlacken) in unbe-
kannter Mächtigkeit und Zusammensetzung zu rechnen. Erfahrungsgemäß sind diese 
Aufschüttungen als recht unproblematisch zu bewerten, Verunreinigungen des Unter-
grundes können jedoch nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

 Im Osten grenzen an das Plangebiet die Altstandorte 4308/2067 Kläranlage 
Brassert, 4308/2097 Zechenbahntrasse Brassert 1/2 Hafen Brassert. Verunreini-
gungen des Bodens können nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

 Im Bereich des ebenfalls östlich angrenzenden ehemaligen Fernwärmekraftwerkes 
VKR-Kraftwerk Brassert (4308/193) wurde im Jahre 1993 im Rahmen des Rück-
baus eine Gefährdungsabschätzung vorgenommen. Der Gutachter sprach sich in 
Hinblick auf Vorsorgegründe für eine generelle Oberflächenversiegelung bzw. –
abdeckung aus, um einen Direktkontakt mit potenziell belastetem Boden zu verhin-
dern. 
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Abb. 12: Altablagerungen und Altstandorte (Kreis Recklinghausen 2021) 

 

Schutzwürdigkeit/Empfindlichkeit 

Wegen der Vorbelastungen und großflächigen baulichen Überprägung ist die Schutzwürdig-
keit und Empfindlichkeit flächendeckend als gering einzustufen. 

2.4.2 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung und Durchfüh-
rung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ergeben sich gegenüber dem Ist-Zustand keine Ver-
änderungen. 

Bei Durchführung der Planung ergeben sich keine relevanten Projektwirkungen, die bei 
der Auswirkungsanalyse zu berücksichtigen sind. 

Da keine relevanten Nutzungsänderungen und keine Eingriffe in den Boden erfolgen sind 
auch hinsichtlich der Altstandorte und Altablagerungen (s. o.) keine weitergehenden Unter-
suchungen erforderlich.  

Wirkungen der 112. Änderung des Flächennutzungsplans 

Die beschriebenen Umweltwirkungen des Bebauungsplans Nr. 248 werden durch die Ände-
rung des Flächennutzungsplans in Teilen vorbereitet und ermöglicht. Die oben gemachten 
Feststellungen treffen daher auf die FNP-Änderung in gleichem Maße zu. Weitergehende 
bewertungsrelevante Wirkpfade bestehen nicht. 

Die umweltfachliche Erheblichkeit für das Schutzgut Boden tritt sowohl für den Be-
bauungsplan als auch für die FNP-Änderung nicht ein.  



Stadt Marl  Bebauungsplan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ 
  Umweltbericht 

L+S Landschaft + Siedlung AG   46 

2.5 Wasser 
Datengrundlagen 

Neben der einschlägigen Literatur und dem Datenpool der Stadt Marl und dem Kreis Reck-
linghausen werden bezüglich des Schutzgutes „Wasser“ folgende Unterlagen ausgewertet: 

 Nutzungstypenkartierung (vgl. Abb. 2) 
 Daten aus dem Fachinformationssystem ELWAS (MULNV NRW 2020) 

Wesentliche Funktionen 

Innerhalb der Schutzgutbetrachtung Wasser erfüllen die Teilbereiche Grundwasser und 
Oberflächengewässer wichtige Funktionen im Naturhaushalt. Als Schutzziele sind dabei ins-
besondere maßgeblich: 

 Sicherung der Quantität und Qualität der Grundwasservorkommen (Grundwasserdar-
gebots- und Grundwasserschutzfunktion) 

 Erhaltung und Reinhaltung der Gewässer 
 Sicherung der wasserhaushaltlichen Funktion von Oberflächengewässer und Schutz 

der Retentionsräume (Hochwasserschutz). 

2.5.1 Bestandsbeschreibung und Bewertung 

Oberflächenwasser 

Das Plangebiet liegt überwiegend im Einzugsgebiet des Weierbaches. Im Nordosten ragt 
das Einzugsgebiet des Dümmerbaches in den Untersuchungsraum. 
Am Nordrand des Plangebietes verläuft in Südost-Nordwest-Richtung das namenlose Ge-
wässer 2789364 (ELWAS 2020). Das Gewässer mündet nordwestlich der A 52 in den 
Weierbach. Es gehört zu den sandgeprägten Fließgewässern der Sander und sandigen Auf-
schüttungen. 
In der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 157 wird das Gewässer II. Ordnung als 
Schwarzbach bezeichnet. Im Sommer fällt der Schwarzbach oft trocken. 
Überschwemmungsgebiete, Hochwasserrisiko- bzw. –gefahrenbereiche sind im Untersu-
chungsraum nicht vorhanden. 

Gemäß der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 248 wird das Bebauungsplangebiet über-
wiegend im Trennsystem über Regenklär- und rückhaltebecken entwässert. Die Versicke-
rung des Regenwassers von unproblematischen Flächen ist zugelassen. Der ZBH versickert 
nach Mitteilung der Stadt Marl (email vom 15.01.2021) einen Teil (ca. 10 %) seiner Dach- 
und Hofflächen. Das Abwasser wird über den Hauptsammler Marl-West II über die Kläranla-
ge Marl-West in den Weierbach (Gewässer II. Ordnung) eingeleitet (vgl. Anlage zur Begrün-
dung der B-Plans Nr. 157 der Stadt Marl). 

Das offene Betonbecken an der Zechenstraße ist ein Regenklärbecken (RKB). Es dient der 
Klärung des Regenwassers von den Dach- und Straßenflächen. Der Inhalt wird nach jedem 
Regenereignis zur Kläranlage Marl-West entleert. Das überlaufende Wasser wird im an-
schließenden Regenrückhaltebecken (RRB) auf ein gewässerverträgliches Maß gedrosselt. 
Das Regenrückhaltebecken ist Teil des Gewässers. 
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Grundwasser  

Das Plangebiet liegt im insgesamt 231,66 km² großen Grundwasserkörper „Halterner San-
de/Haard“ (Kennung DEGB_DENW_278_06). Es handelt sich um einen äußerst ergiebigen 
Grundwasserleiter im unteren Grundwasserstockwerk (Formation: Kreide). Wasserschutzge-
biete sind nicht ausgewiesen. 
Die Grundwasservorkommen im oberen Grundwasserstockwerk den quartären Schichten 
sind nicht von wasserwirtschaftlicher Bedeutung. Nach den Angaben in der Bodenkarte (Ge-
ologischer Dienst 2022) ist das Plangebiet grundwasserfrei. 
Im Nordosten des Untersuchungsraumes, im Nahbereich des Dümmerbaches, sind Bereiche 
mit Grundwasservorkommen von 8-13 bzw. 13-20 dm Tiefe (vgl. Geologischer Dienst 2022). 
Die Grundwasserneubildung liegt im Plangebiet überwiegend im Zeitraum 1981-2010 bei > 
150-300 mm pro Jahr (am Nordrand zum Teil bei < 150 mm pro Jahr. 

Vorbelastungen 

Als Vorbelastungen sind die vorhandenen bebauten bzw. versiegelten Flächen (Verringerung 
der Grundwasserneubildungsrate, erhöhter Oberflächenabfluss) sowie Nutzungen mit Be-
einträchtigungsrisiken für die Qualität der Grund- und Oberflächenwässer (Gewerbe, Stra-
ßen) zu berücksichtigen. 

Schutzwürdigkeit/Empfindlichkeit 

Angesichts der großflächigen Bebauung und Versiegelung im Ist-Zustand ist die Empfind-
lichkeit gegenüber Verringerung der Neubildungsrate sowie natürliches Abflussregulations-
potenzial als gering einzustufen. 

2.5.2 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung und Durchfüh-
rung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ergeben sich gegenüber dem Ist-Zustand keine Ver-
änderungen. 

Bei Durchführung der Planung sind grundsätzlich anlage-, bauzeit- und betriebsbedingte 
Projektwirkungen bei der Auswirkungsanalyse zu untersuchen. 
Unter Berücksichtigung der Ist-Situation und der Festsetzungen im Plangebiet sind keine 
zusätzlichen bauzeit-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen zu erwarten. Durch die 
vorhandenen entwässerungstechnischen Anlagen werden erhebliche nachteilige Auswirkun-
gen hinsichtlich der Qualität und Quantität des Schutzgutes Grund- und Oberflächenwasser 
vermieden.  

Wirkungen der 112. Änderung des Flächennutzungsplans 

Die beschriebenen Umweltwirkungen des Bebauungsplans Nr. 248 werden durch die Ände-
rung des Flächennutzungsplans in Teilen vorbereitet und ermöglicht. Die oben gemachten 
Feststellungen treffen daher auf die FNP-Änderung in gleichem Maße zu. Weitergehende 
bewertungsrelevante Wirkpfade bestehen nicht. 

Die umweltfachliche Erheblichkeit für das Schutzgut Wasser tritt sowohl für den Be-
bauungsplan als auch für die FNP-Änderung nicht ein. 
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2.6 Klima/Luft 
Datengrundlagen 

Neben der einschlägigen Literatur und dem Datenpool der Stadt Marl und des Kreises Reck-
linghausen werden zur Beschreibung und Bewertung bezüglich des Schutzgutes Klima / Luft 
folgende Unterlagen ausgewertet: 

 REGIONALVERBAND RUHR (2019): Klimaserver, online unter https://klima.geoportal.ruhr 
 Integriertes Klimaschutzkonzept für die Stadt Marl (2013) 
 BEZIRKSREGIERUNG MÜNSTER (2011): Luftreinhalteplan Ruhrgebiet 2011 – Teilplan 

Nord 
 LANDESAMT FÜR NATUR, UMWELT UND VERBRAUCHERSCHUTZ NORDRHEIN-WESTFALEN 

(LANUV NRW) 2022b): Klima-FIS 
 Klimaanalyse Stadt Marl 2021 
 LANDESAMT FÜR NATUR, UMWELT UND VERBRAUCHERSCHUTZ NORDRHEIN-WESTFALEN 

(LANUV NRW) 2022c): Klimaatlas Nordrhein-Westfalen (online unter: 
https://www.klimaatlas.nrw.de/karte-klimaatlas) 

Wesentliche Funktionen 

Schutzziele sind die Vermeidung von Luftverunreinigungen, im Hinblick auf den Klimaschutz 
insbesondere die Vermeidung von CO2-Emissionen, die Erhaltung von Reinluftgebieten so-
wie die Erhaltung des Bestandsklimas und der lokalklimatischen Regenerations- und Aus-
tauschfunktionen, vor allem auch im Hinblick auf den Klimawandel. Dabei sind insbesondere 
zu berücksichtigen: 

 die klimatische Ausgleichsfunktion 
 die lufthygienische Ausgleichsfunktion 

Wesentliche Funktionen des Schutzgutes Lufthygiene beziehen sich auf den Akzeptor 
Mensch, so dass sich sowohl für den besiedelten Bereich als auch den Freiraum Wechsel-
wirkungen ergeben. Darüber hinaus können sich Wechselwirkungen ergeben zum Schutzgut 
„Tiere und Pflanzen/Biologische Vielfalt“, „Boden“, „Wasser“ sowie zum Schutzgut „Kulturgü-
ter und sonstige Sachgüter“. Sachverhalte, die diese Schutzgüter betreffen, werden im Rah-
men der Auswirkungsanalyse dort berücksichtigt. 

2.6.1 Bestandsbeschreibung und Bewertung 

Klimabereich und -eigenschaften 

Das Plangebiet liegt in der klimatischen Großlandschaft der Westfälischen Bucht  im atlan-
tisch geprägten Klimabereich mit mäßig warmen Sommern und milden Wintern. Nach dem 
Klimaatlas Nordrhein-Westfalen (vgl. LANUV 2022c) liegt im Zeitraum 1981-2010 das Ta-
gesmittel der Lufttemperatur im Plangebiet bei 10 - 11 °C. Die durchschnittliche jährliche 
Niederschlagssumme beträgt 800 - 900 mm. 

Klimatope 

Das Plangebiet liegt mit Ausnahme schmaler Randflächen im Norden und Westen vollstän-
dig innerhalb des Gewerbe-/Industrieklimas. Es ist gekennzeichnet durch einen sehr hohen 
Versiegelungsgrad, einen meist geringen Vegetationsanteil und überwiegend geringe Rau-
higkeitslängen. 

https://klima.geoportal.ruhr/
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Klimatische Ungunstfaktoren sind 

 lufthygienischer Lastraum, lokale Schadstoffemissionen 
 Beeinträchtigungen des menschlichen Wohlempfindens durch lang anhaltende nächt-

liche thermische Belastung 
 hohe thermische Belastung durch Hitzestress. 

Im Zeitraum 1981-2010 wird die Anzahl der heißen Tage (Lufttemperatur > 30° C) im Plan-
gebiet mit über 20 bis 25 angegeben. Durch den Klimawandel steigt die Anzahl im Zeitraum 
2021-2050 auf über 40 Tage (vgl. RVR 2020). 

Die Anzahl der Tropennächte (Minimumtemperatur zwischen 19.00 und 7.00 Uhr > 20° C) 
steigt auf 15-18 Tage (im Zeitraum 2021-2050) im Vergleich 3-6 Tage (im Zeitraum 1981-
2010). 

Nach der regionalen Klimaanalyse (vgl. Abb. 12, RVR 2020) sind im Plangebiet Gewerbe- 
und Industrieklimatope ausgebildet. Die begrünte Halde im Westen ist als Parkklima gekenn-
zeichnet. 

Die differenzierte Klimaanalysekarte der Stadt Marl stellt für das Plangebiet die Klimatope 
wie folgt dar (vgl. Abb. 13, RVR 2021): 

 Gewerbeklima (bei hoher Versiegelung starke sommerliche Aufheizung (Hitzestress), 
relativ trocken, Emissionen von Lärm und Schadstoffen) 

 Klima der innerstädtischen Grünflächen (je nach Bewuchs werden die Temperatur- 
und Strahlungsamplituden mehr oder weniger stark gedämpft; meist bioklimatisch 
wertvolle „Klimaoasen“ ohne bedeutende Fernwirkung, innerstädtische Kaltluftprodu-
zenten) 

 Im Bereich der Park-/Grünflächen im Westen ist überlagernd die Klimafunktion „Loka-
le Klimaausgleichsräume und wohnnahe Klimaoasen Größere zusammenhängende 
Grünflächen können Frischluftschneisen bilden“ dargestellt.  

Im Fachinformationssystem Klimaanpassung (LANUV 2022b) sind die thermische Situation 
und die Bedeutung der Ausgleichsfunktion im Bereich der gewerblichen Bauflächen als we-
niger günstig dargestellt. Hinsichtlich des Klimawandels sind die gewerblichen Bauflächen 
als Vorsorgebereich gekennzeichnet, da zukünftig tendenziell eine Verschlechterung der 
ungünstigen thermischen Situation zu erwarten ist. 

Die umgebenden Grünstrukturen weisen hohe und höchste thermische Ausgleichsfunktionen 
auf. 
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Abb. 13: Regionale Klimatope (RVR 2020) 
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Abb. 14: Klimaanalyse Stadt Marl (RVR 2021) 
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Vorbelastungen 

Relevante Vorbelastungen hinsichtlich der klimatischen Belange sind die bebauten und ver-
siegelten Flächen (klimatische Lasträume). Besondere lufthygienische Belastungen, die über 
die allgemeine Hintergrundbelastung hinausgehen sind nicht bekannt. Das Stadtgebiet Marl 
liegt außerhalb des Luftreinhalteplans Ruhrgebiet 2011 – Teilplan Nord (vgl. BEZIRKSREGIE-

RUNG MÜNSTER 2011).  

Klimawandel und -folgenanpassung 

Der durch den Ausstoß von Kohlendioxid verursachte Klimawandel (Erderwärmung) führt zu 
extremen Wetterphänomenen mit Überschwemmungen, Hitzeperioden und Stürmen. Im 
Rahmen eines integrierten Klimaschutzkonzeptes hat die Stadt Marl (STADT MARL 2013) res-
sortübergreifende Maßnahmen zum Klimaschutz entwickelt, um auf der örtlichen Ebene der 
Stadt Marl einen Beitrag insbesondere zur Reduktion des Ausstoßes von Kohlendioxid zu 
leisten. 

Ergänzend wurde 2016 ein Klimaschutzmaßnahmenplan aufgestellt (STADT MARL 2016). 
Innerhalb des Handlungsfeldes A „Kommunale Entwicklungsplanung, innovative Stadtent-
wicklung“ befasst sich der Punkt A6 mit der „Berücksichtigung von Klimaschutzzielen in der 
Bauleitplanung“. Durch die Beteiligung des Klimaschutzmanagements an laufenden Bauleit-
planverfahren im Zuge der Beteiligung Träger öffentlicher Belange findet das Themenfeld 
Eingang in die Planungspraxis der Stadtverwaltung.  

Weiterhin sind Anpassungsmaßnahmen an die Folgen des Klimawandels ein wichtiges 
Handlungsfeld, da sich der Klimawandel grundsätzlich nicht mehr vermeiden lässt. Die Kli-
mafolgenanpassung umfasst alle Maßnahmen, die dazu dienen, die Empfindlichkeiten natür-
licher und menschlicher Systeme gegenüber bereits erfolgten oder erwarteten Auswirkungen 
des Klimawandels zu verringern. Im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung sind vor die-
sem Hintergrund insbesondere die Aspekte Regenwasserbewirtschaftung (mit besonderen 
Wechselwirkungen zum Schutzgut Wasser) und Wärmeinsel-Effekte von Bedeutung.  

Für Industrie- und Gewerbeflächen werden im Fachbeitrag „Klimaanpassung“ zum Regional-
plan der Metropole Ruhr folgende Planungsempfehlungen gegeben. Zu den Entwicklungs-
zielen für die Industrie- und Gewerbegebiete zählen: 

 die Reduzierung nachteiliger Wirkungen auf die umliegenden Gebiete 
 die Optimierung der lufthygienischen Situation 
 die Vermeidung großflächiger Wärmeinseln 
 die Entwicklung von akzeptablen Aufenthaltsbereichen im Gewerbeumfeld tagsüber. 

Maßnahmen, die zu einer Verbesserung der Situation in den Lasträumen der Gewerbe- und 
Industriegebiete führen, bestehen in erster Linie in der Entsiegelung und dem Erhalt sowie 
der Erweiterung von Grün- und Brachflächen. Eine weitere sinnvolle Maßnahme ist die Be-
grünung von Fassaden und Dächern. Die hoch verdichteten Bauflächen sowie Lager- und 
Freiflächen sollten durch die Anpflanzung breiter Pflanzstreifen gegliedert werden. Darüber 
hinaus bieten sich Stellplatzanlagen und das Umfeld von Verwaltungsgebäuden für Begrü-
nungsmaßnahmen an. 

Um den Kern von Gewerbezonen herum sollte ein bepflanzter Freiraum als Puffer zu an-
grenzenden Flächen eingehalten werden (vgl. REGIONALVERBAND RUHR 2013). 
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Schutzwürdigkeit/Empfindlichkeit 

Wegen der Vorbelastungen und großflächigen baulichen Überprägung ist die Schutzwürdig-
keit und Empfindlichkeit flächendeckend als gering einzustufen.  

Empfindlichkeiten gegenüber Zerschneidung bzw. Unterbrechung von besonderen 
klimatischen Funktionsbeziehungen bestehen ebenfalls nicht. 

2.6.2 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung und Durchfüh-
rung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ergeben sich gegenüber dem Ist-Zustand keine Ver-
änderungen. 

Bei Durchführung der Planung sind unter Berücksichtigung der Ist-Situation und der Fest-
setzungen im Plangebiet keine zusätzlichen bauzeit-, anlage- und betriebsbedingten Auswir-
kungen zu erwarten. 

Die bestehenden Grünstrukturen (Straßenbäume, Gehölzbestände auf dem Wall im Westen 
sowie entlang der Zechenbahn) werden dauerhaft planerisch gesichert und ihr Erhalt über 
entsprechende Festsetzung sichergestellt. Ihre positiven klimatischen Wirkungen bleiben im 
Plangebiet damit dauerhaft erhalten. 
Positive klimaökologische Effekte und damit eine Verbesserung gegenüber der derzeitigen 
Ist-Situation können sich aufgrund der getroffenen Festsetzungen insbesondere bei Aus- und 
Neubauvorhaben ergeben. Dazu zählen z.B. eine Reduzierung des Versiegelungsgrades bei 
Parkflächen, zusätzliche Pflanzungen von Bäumen an Stellplatzanlagen sowie an Ausstel-
lungs- und Lagerflächen sowie eine Pflicht zur extensiven Dachbegrünung einschließlich der 
Möglichkeit zur parallelen Nutzung von Solarenergie. 

Wirkungen der 112. Änderung des Flächennutzungsplans 

Die beschriebenen Umweltwirkungen des Bebauungsplans Nr. 248 werden durch die Ände-
rung des Flächennutzungsplans in Teilen vorbereitet und ermöglicht. Die oben gemachten 
Feststellungen treffen daher auf die FNP-Änderung in gleichem Maße zu. Weitergehende 
bewertungsrelevante Wirkpfade bestehen nicht. 

Die umweltfachliche Erheblichkeit für das Schutzgut Klima/Luft tritt sowohl für den 
Bebauungsplan als auch für die FNP-Änderung nicht ein. 
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2.7 Landschaft 
Datengrundlagen 

Neben der einschlägigen Literatur und dem Datenpool der Stadt Marl und dem Kreis Reck-
linghausen werden bezüglich des Schutzgutes „Landschaftsbild“ folgende Unterlagen aus-
gewertet: 

 Nutzungstypenkartierung 
 Informationssystem des LANUV 
 Fachbeitrag Kulturlandschaft zum Regionalplan Ruhr (LVR/LWL 2014) 

Wesentliche Funktionen 

Der Schutz der Landschaft ist in § 1 Abs. 1 BNatSchG verankert: „Natur und Landschaft sind 
auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Men-
schen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedel-
ten Bereich […] so zu schützen, dass […]  

 die Vielfalt,  
 Eigenart  
 und Schönheit  
 sowie der Erholungswert  

von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind“. 

2.7.1 Bestandsbeschreibung und Bewertung 

Das Plangebiet ist mit Ausnahme der im Westen angrenzenden Halde vollständig bebaut 
und versiegelt. Es weist keine Schutzwürdigkeit/Empfindlichkeit gegenüber den landschafts-
bildrelevanten Belangen auf. Eine weitergehende Differenzierung und Bewertung hinsichtlich 
der Teilaspekte Vielfalt, Eigenart, Naturnähe ist vor diesem Hintergrund nicht erforderlich. 

Der gehölzbetonte überörtliche Grünzug im Süden hat besondere Bedeutung für das Orts-/ 
Landschaftsbild (vgl. Fotos 11 und 12 in Abb. 9). 

Gliederungs- und Belebungsfunktionen haben darüber hinaus einzelne Straßenbäume (vgl. 
Kap. 2.2.1, Fotos in Abb. 9). 

2.7.2 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung und Durchfüh-
rung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ergeben sich gegenüber dem Ist-Zustand keine Ver-
änderungen. 

Bei Durchführung der Planung  sind unter Berücksichtigung der Ist-Situation und der Fest-
setzungen im Plangebiet keine zusätzlichen bauzeit-, anlage- und betriebsbedingten Auswir-
kungen zu erwarten. 

Wirkungen der 112. Änderung des Flächennutzungsplans 

Die beschriebenen Umweltwirkungen des Bebauungsplans Nr. 248 werden durch die Ände-
rung des Flächennutzungsplans in Teilen vorbereitet und ermöglicht. Die oben gemachten 
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Feststellungen treffen daher auf die FNP-Änderung in gleichem Maße zu. Weitergehende 
bewertungsrelevante Wirkpfade bestehen nicht. 

Die umweltfachliche Erheblichkeit für das Schutzgut Landschaftsbild tritt sowohl für 
den Bebauungsplan als auch für die FNP-Änderung nicht ein. 

 

2.8 Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
Datengrundlagen 

Ausgewertet wurden die einschlägige Literatur und der Datenpool der Stadt Marl und des 
Kreises Recklinghausen 

Wesentliche Funktionen 

Wesentliche Funktion des Schutzgutes ist die kulturhistorische Dokumentarfunktion. 

2.8.1 Bestandsbeschreibung und Bewertung  

Bodendenkmäler und archäologische Fundstellen 

Ausgewiesene Bodendenkmale sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

Nördlich des Plangebietes grenzt ein vorgeschichtliches Grabhügelfeld (Mkz. 4308,56) an. 
Das beantragte Bodendenkmal  und die angrenzenden archäologisch sensiblen Bereiche (= 
vermutetes Bodendenkmal) liegen außerhalb des Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
(vgl. Schreiben  der LWL-Archäologie für Westfalen vom 09.01.2019). 

Auf Grund der gewerblich-industriellen Vornutzung des Planbereichs und der vollständigen 
anthropogenen Überprägung sind Bodendenkmäler (kultur- und / oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde d. h. Mauerwerk o. ä., Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbun-
gen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) im Geltungsbereich des Plangebietes nicht zu 
erwarten. 

Sofern wider Erwarten bei zukünftigen Bauarbeiten bislang unbekannte archäologische 
Fundstellen entdeckt werden, lassen sich durch entsprechende Auflagen für die Baudurch-
führung Beeinträchtigungen vermeiden. Zum Beispiel können bei Bodeneingriffen Boden-
denkmäler (kultur- und / oder naturgeschichtliche Bodenfunde, z. B. Mauern, alte Gräben, 
Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaf-
fenheit, aber auch Zeugnisse tierischen und / oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtli-
cher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt als Untere 
Denkmalbehörde und der LWL-Archäologie für Westfalen – Außenstelle Münster unverzüg-
lich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zu-
stand zu erhalten, falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszu-
werten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen. 

Sonstige Denkmale / Kulturlandschaftsbereiche 

Nach Auskunft der Stadt Marl (2022) befinden sich im Untersuchungsraum keine eingetra-
genen Baudenkmäler. Kulturlandschaftsbereiche (LVR/LWL 2014) sind im Untersuchungs-
raum ebenfalls nicht vorhanden.  



Stadt Marl  Bebauungsplan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ 
  Umweltbericht 

L+S Landschaft + Siedlung AG   56 

 

 

Schutzwürdigkeit/Empfindlichkeit 

Im vorliegenden Fall ist die Empfindlichkeit insgesamt als gering einzustufen. Ein weiterge-
hender Untersuchungsbedarf besteht nicht. 

2.8.2 Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung und Durchfüh-
rung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ergeben sich gegenüber dem Ist-Zustand keine Ver-
änderungen. 

Bei Durchführung der Planung tritt wegen der geringen Empfindlichkeit und der Vermei-
dungsmöglichkeiten (s. o.) die umweltfachliche Erheblichkeit für das Schutzgut Kultur-
gut sowohl für den Bebauungsplan als auch für die FNP-Änderung nicht ein. 

 

2.9 Wechselwirkungen und kumulierende Wirkungen 
Unter ökosystemaren Wechselwirkungen werden alle denkbaren funktionalen und strukturel-
len Beziehungen zwischen Schutzgütern, innerhalb von Schutzgütern sowie zwischen und 
innerhalb von landschaftlichen Ökosystemen verstanden. Diese Wirkungen können sich in 
ihrer Wirkung addieren, potenzieren, aber auch unter Umständen vermindern. Eine Sonder-
rolle nimmt innerhalb der Definition von Wechselwirkungen der Mensch als Schutzgut ein, da 
er nicht unmittelbar in das ökosystemare Wirkungsgefüge integriert ist. Die vielfältigen Ein-
flüsse des Menschen auf Natur und Landschaft werden vor allem im Rahmen der Ermittlung 
von Vorbelastungen berücksichtigt. Besondere Wechselwirkungen, die über die in den ein-
zelnen schutzgutbezogenen Kapiteln bereits beschriebenen Wirkungen hinausgehen, sind 
nicht erkennbar. 

Kumulative Auswirkungen in Verbindung mit anderen Bebauungsplanverfahren bestehen 
nicht. 
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2.10 Gefahren, Risiken und sonstige Umweltbelange 
Störfälle 

Die Ansiedlung von störfallrelevanten Betrieben und Anlagen, die nach der Seveso-III-
Richtlinie besonders zu berücksichtigen wären, ist im Plangebiet nicht vorgesehen. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt deutlich außerhalb der angemessenen Ab-
stände  von Störfallbetrieben bzw. Produktionsbereich des Chemieparks Marl (vgl. TÜV Nord 
2017). 

Hochwasser- und Starkregengefahren 

Hochwasserrisiken bzw. Hochwassergefahren bestehen nach dem Fachinformationssystem 
ELWAS (MUNLV 2020) im Plangebiet nicht. 
Nach der Starkregengefahrenkarte  (Stadt Marl 2021) sind bei Starkregen (HQ 100) kleinere 
Teilflächen im Plangebiet mit Aufstauhöhen bis zu 10-50 cm betroffen (vgl. Abb. 14). Gefah-
rencluster sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

 

Abb. 15: Auszug aus der Starkregengefahrenkarte (Stadt Marl 2019) 

Abfälle 

Das Plangebiet ist bereits vollständig baulich entwickelt. Aussagen zu Art und Menge von er-
zeugten Abfällen und deren Beseitigung und Verwertung sind daher nicht erforderlich. 

Erneuerbare Energien 

Der Aufbau von Photovoltaikanlagen auf Flachdächern wird durch die Begrünungsfestset-
zungen ausdrücklich nicht ausgeschlossen. Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie 
können bei entsprechender baulicher Umsetzung zusätzlich zu der Dachbegrünung installiert 
werden.  
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3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

3.1 Vermeidung / Verringerung 
Mit Ausnahme der im Plangebiet festgesetzten passiven Lärmschutzmaßnahmen (vgl. Kap. 
2.1.2) sind ansonsten keine unmittelbar wirksamen Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahmen 
festgesetzt. 

Bei Neubauten greift allerdings die Festsetzung für die Anlage von Gründächern, bei denen 
eine kombinierte Herstellung als Solar-Gründach ausdrücklich ermöglicht wird. 

3.2 Ausgleich 
Vor dem Hintergrund und unter Berücksichtigung der derzeitigen Gegebenheiten und Funkti-
onen auf den Flächen im Plangebiet, den vorgesehenen Maßnahmen im Plangebiet (insbe-
sondere intensive Ein- und Durchgrünungsmaßnahmen) sowie den Nutzungen und Struktu-
ren im Umfeld ist festzustellen, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaus-
haltes und/oder des Landschaftsbildes zu erwarten sind.  

Vor diesem Hintergrund können die Belange der „Eingriffe in Natur und Landschaft“ und so-
mit auch Ausgleichsmaßnahmen für nicht vermeidbare Eingriffe in der Abwägung gemäß 
§ 1a BauGB bei der Aufstellung des Bebauungsplanes unberücksichtigt bleiben.  

 

4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Gemäß Anlage 1 Nr. 2d zu § 2 Abs.4, §§ 2a und 4c BauGB sind in Betracht kommende an-
derweitige Planungsmöglichkeiten zu prüfen, wobei die Ziele und der räumliche Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans zu berücksichtigen sind. 

Eine Standortalternativenprüfung entfällt im vorliegenden Fall, da es das Planungsziel ist, 
neben der planungsrechtlichen Absicherung der bestehenden gewerblichen Nutzung, insbe-
sondere den Grundsätzen des Einzelhandelskonzeptes für die Stadt Marl Rechnung zu tra-
gen. 
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5 Sonstige Angaben 

5.1 Methodik und Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Informati-
onszusammenstellung 

Für die Umweltprüfung liegen hinreichend vollständige und konkrete Unterlagen vor. Beson-
dere Schwierigkeiten bei der Informationszusammenstellung sind nicht aufgetreten. 

 

5.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umwelt-
auswirkungen bei der Durchführung des Bebauungsplanes 
(Monitoring) 

Die Gemeinden überwachen gemäß § 4c BauGB zuständigkeitshalber die erheblichen Um-
weltauswirkungen (Ziel), die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um ins-
besondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der 
Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen (Zweck). Mit der Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 248 werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur nach-
haltigen Nutzung und Entwicklung der festgesetzten Sondergebiets- und Gewerbeflächen 
geschaffen.  

Nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens unterrichten die Behörden die Gemeinde, 
sofern die Durchführung des Bauleitplans nach vorliegenden Erkenntnissen erhebliche, ins-
besondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat. Die Behörden 
haben insofern nach Inkrafttreten eines Bauleitplans eine Bringschuld zur Information der 
Gemeinde über die in ihrem Aufgabenbereich anfallenden Informationen. 

Sonstige erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen, die spezielle Überwachungsmaßnah-
men erforderlich machen würden, sind im Rahmen der Umweltprüfung für den Bebauungs-
plan derzeit nicht erkennbar. Daher verbleiben als Gegenstand eines Monitoring die unvor-
hergesehenen Umweltauswirkungen, über die nach Abschluss des Bebauungsplanverfah-
rens die Stadt Marl durch die zuständigen Behörden unterrichtet wird (vgl. § 4 Abs. 3 
BauGB). 

 

5.3 Änderungen nach Abschluss der Offenlage 
Eine Ergänzung erfolgt ggf. im weiteren Verfahren. 
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5.4 Allgemein verständliche Zusammenfassung der Ergebnisse 
Für den Bebauungsplan Nr. 248 „Zechenstraße Nord“ hat der Rat der Stadt Marl am 14. Mai 
2020 den Aufstellungsbeschluss gefasst. Zur Sicherstellung des Entwicklungsgebotes ge-
mäß § 8 Abs. 2 BauGB wird die 112. Änderung des Flächennutzungsplanes durchgeführt. 

Das Gebiet liegt vollständig im Geltungsbereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes 
Nr. 157. 

Ziel ist die städtebaulich geordnete Weiterentwicklung des bestehenden Gewerbegebietes 
insbesondere im Hinblick auf die Regulierung der Einzelhandelsnutzung.  

Im Umweltbericht werden die aktuelle Bestandssituation und die Umweltauswirkungen auf 
die Schutzgüter 

 Mensch, Gesundheit, Bevölkerung insgesamt 
 Tiere und Pflanzen / Biologische Vielfalt 
 Fläche 
 Boden 
 Wasser 
 Klima/Luft 
 Landschaft / Landschaftsbild 
 Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

einschließlich ihrer Wechselwirkungen bewertet. 

Aufgrund der überwiegend geringen Empfindlichkeit der Schutzgüter und der Tatsache, dass 
keine zusätzliche Flächeninanspruchnahme vorbereitet wird, ergeben sich durch die Fest-
setzungen und Darstellungen im Plangebiet keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen. 
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Kraft getreten am 25. November 2016. 

Landesbodenschutzgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbodenschutz-
gesetz - LBodSchG -) vom 9. Mai 2000 (GV.NW. S. 487), zuletzt geändert 20. Sep-
tember 2016 (GV. NRW. S. 790), in Kraft getreten am 27. September 2016 
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Landeswassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV.NRW. S. 926), neu gefasst durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559), in Kraft getreten am 16. Juli 2016, ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Landeswasserrechts vom 4. 
Mai 2021 (GV. NRW. S. 560, ber. S. 718), in Kraft getreten am 18. Mai 2021 und 1. 
Oktober 2021. 

MINISTERIUM FÜR KLIMASCHUTZ, UMWELT, LANDWIRTSCHAFT, NATUR- UND VERBRAUCHER-

SCHUTZ NRW (MKULNV) (2016): Verwaltungsvorschrift zu Anwendung der nationalen 
Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL) und 2009/147/EG (V-
RL) zum Artenschutz bei Planungs- oder Zulassungsverfahren (VV-Artenschutz). Rd. 
Erl. d. Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz v. 06.06.2016, - III 4 – 616.06.01.17 

Richtlinie 2012/18/EU (Seveso-III-Richtlinie)  vom 04.07.2012: zur Beherrschung der 
Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden 
Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates, ABL. L 197/1 vom 24. Juli 2012, S. 1. 

RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (Abstandserlass NRW) - V-3 - 8804.25.1 v. 6.6.2007 über die 
Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen 
der Bauleitplanung und sonstige für den Immissionsschutz bedeutsame Abstände,  

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 26. August 1998 
(GMBl Nr. 26/1998 S. 503), geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017 
(BAnz AT 08.06.2017 B5) 

 






